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de anf in den ſennelbern.
Auch am 10. Mai nahm in Flandern der Kampf um den
Kemmelberg ſeinen Fortgang. Trotz des nebligen Wetters blieb das
Artilleriefeuer den ganzen Tag über hier äußerſt lebhaft. Aus feind-
lichen Truppenbewegungen wurde die Vorbereitung eines Angriffes
weſtlich Voormeezele erkannt. Die deutſche Artillerie faßte ſofort
ihr Feuer auf die Bereitſtellungen des Feindes zuſammen und erſtickte
den geplanten Angriff unter ſchweren Feindverluſten, bevor er zur Aus
führung kam. Erſt gegen 9 Uhr abends konnte der Gegner mit ſtär-
keren Kräften einen neuen Angriff in zwei Wellen gegen die deutſchen
Stellungen nördlich des Kemmel vortragen. Der Vorſtoß brach jedoch
blutig und reſtlos vor den deutſchen Stellungen zuſammen. Bald darauf
erfolgte wiederum nach neuer Artillerievorbereitung ein weiterer Vorſtoß
öſtlich Loker, der gleichfalls unter hohen Feindverluſten abgeſchlagen
wurde, wobei zahlreiche Gefangene in deutſcher Hand blieben. Die
täglich mehrfach wiederholten gr im Kemmel-
gebiet beweiſen, welchen Wert der Feind auf den Beſitz dieſer be

errſchenden Höhenſtellung legt. Die franzöſiſchen und engliſchen Divi-
en haben bisher in vergeblichen Angriffen lediglich ihre ungeheuren

Verluſte geſteigert.
An der lothringiſchen Front wurden den Amerikanern

durch einen am 10. Mai 2.55 Uhr morgens erfolgenden Minenfeuer-
überfall der Deutſchen bei Bures außerordentlich ſchwere Verluſte zu
gefügt. Weſtlich des Ortes wurden um 9 Uhr vormittags 60 mit Trag-
bahren verſehene Mannſchaften beobachtet, die zum Abtransport der
Verwundeten herangezogen waren.

Nördlich Albert ſteigerte ſich 10 er vormittags ſchlagartig das
feindliche Artilleriefeuer auf die deutſchen Stellungen. Jn den Mittags
ſtunden trieb der ner ſtärkere Jnfanteriekräfte in mehreren Wellen

unſere Stellungen am Aveluy-Walde vor. Seine Angriffeheiterten in dem ſofort einſezenden und gut liegenden deutſchen Abwehr tolz war, ſich ſeiner Würde ſo völlig hat begeben können.

war, R e l u zu Jri hab 6 n e R de rer im ſofortigen Gogenſtotz geworfen, dere Anzahl Ge et des emnbe Felt t n
fa darunter 2 Offiziere, in deutſcher Hand leben. 3 Uhr nach Sefangene von drei deutſchen Maſchin ſranzöſiſchen à wurden in

Nachträglich wird gemeldet, daß der Feind in der Nacht vom 9. zum
10. Mai zweimal Hangard angriff. Hier lichtete unſer Sperrfeuer
die Reihen des abgeſchlagenen und zurückflutenden Gegners, deſſen An
griffe von tieffliegenden Fliegern begleitet waren, die mit Leuchtmaſſe
und Scheinwerfern das Gelände erhellten.

Die Beſchießung von Amiens.
Daily Mail meldet aus Amiens: Bis jetzt fielen 7000 deutſche
Granaten in die Stadt; 1200 Häuſer wurden getroffen, in die Kathe-
drale ſchlugen 9 Granaten ein; das Chriſtusſtandbild der Kirche liegt
erſchoſſen am Boden. Da die Deutſchen in letzter Zeit in großem Umen asgranaten benutzten, verließ die Bevölkerung die Stadt. Von

120 000 Einwohnern ſind nur noch einige Tauſend übrig.

Richthofens Tod und die Franzoſen.
Man hatte hoffen dürfen, daß an dem Grabe des kühnſten und er

ampfflieger Feindſchaft, Haß und Verleumdung ver Rolgreichſten aller
ummen würden und daß man in dem Toten nicht den verhaßten Gegner
ehen, ſondern den im ritterlichen Kampfe gefallenen Meiſter achten

würde. Die Nachrichten über die würdige Beſtattung, welche die eng
liſchen Flieger ihm bereitet hatten, und engliſche Preſſeſtimmen, wie die

eußerungen der Times vom 22. April und Weſtminſter Gazette vom
23. April hatten dieſe Hoffnung beſtärkt. Den Franzoſen war es vor
behalten, ſie zuſchanden zu machen. Die franzöſiſchen Zeitungen, allen
voraus der Matin vom 23. April, tun ihr Möglichſtes, um das Bild
des toten Helden durch hämiſche Bemerkungen zu verunglimpfen. Sie
bezweifeln die Zahl ſeiner Siege. Seine Erfolge werden weniger ihm,
als ſeiner Staffel zugeſchrieben, die angeblich ſeine Opfer verfolgte, bis
er ihnen nach den Worten des Temps vom 25. April „den Fangſchuß
gehen“ konnte. Seine Siege ſoll er, wie beſonders wieder der Matin be

tont, „niemals allein“ oder im gleichen Kampfe, ſondern durch Ueberzahl
gegen den einzelnen Gegner errungen haben. Gelegentlich wird ſeine
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Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
An den J enten blieb die Gefechtskätigkeit auf öriliche Kampf

handlungen beſchränkk.
Nördlich von Kemmel und auf dem Südufer der Lys griff der

Feind nach heftiger Arlillerievorbereitung an; an mehreren Steſien ſtieß
er zu ſtarken Erkundungen vor. Nördlich von Kemmel brachten
wir im Nahkampf den feindlichen Angriff in unſeren Linien zum Schei
iern; im übrigen brachen ſeine Sturmiruppen ſchon in unſerem Feuer
zuſammen. Auf dem Weſtufer der Avre entiweckellen ſich aus ihrem
eignen Vorſtoß ſüdweſtlich von Mailly heflige Kämpfe, in denen wir
mehr als 30 Gefangene machlen. Zwiſchen Avre und Oife mehrfach
Erkundungsgefechle.

An der übrigen Front nichts von Bedeukung.

Im Luftkampf wurden in den beiden letzten Tagen 19 feindliche
Flugzeuge abgeſchoſſen; 12 von ihnen brachte das bisher von Rittmeiſter
Freiherrn v. Richlhofen geführie Jagdgeſchwader zum Abſturz. Leul-
nant Loewenhardt errang ſeinen 20. und 21. Luffſieg.

(W. T. B.) Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

ſhimplungen gegen die deutſchen Flieger im allgemeinen und gegen
tichthofen als den „Führer der roten Piraten“ im beſonderen. Es
ällt ſchwer, zu begreifen, wie ein Volk, das einſt auf ſeine Ritterlichkeit

Cabareſt Bruloc bei Scharpenberg von
einem mit Stroh bedeckten Gebäude verbrannt, weil ſie nicht loyal
gekämpft hätten.

Die Kämpfe in Paläſtinga.
Während auf dem Weſtkriegsſchauplatze die feindlichen Armeen

unter den deutſchen Angriffen ſchwerſte Verluſte erlitten, haben auch
unſere Bundesgenoſſen, die Türken, im Verein mit Teilen der dort
kämpfenden deutſchen Truppen den Engländern in Paläſtina zwei er
hebliche Niederlagen beigebracht. Am 22. März überſchritten
die Engländer öſtlich Jericho den Jordan und gingen über El Salt
gegen die Hedſchasbahn beim Bahnhof Amman vor. Der Zweck des
engliſchen Angriffs war Zerſtörung der Hedſchasbahn und damit Unter
brechung der im Süden ſtehenden türkiſchen Truppen und Aufnahmeder Verbindung im Oſtjordantale und öſtlich des Toten Meeres woh-

nenden Araberſtämme, die ſchon wiederholt Zeichen der Unzufriedenheit
gezeigt hatten. Die ſchwachen türkiſchen Poſtierungen wurden über-
rannt, und die kleine Beſatzung von Amman hatte ſchwerſte Angriffe der
Engländer auszuhalten, doch gelang es noch rechtzeitig, Entſatz herbei-
zuſchaffen. Auch von Norden her waren inzwiſchen Verſtärkungen
herangeführt, die den Engländern durch Vorgehen über El Salt den

ückzug zu verlegen drohten. Es kam am OHſchaberge nördlich El Salt
zu blutigen Kämpfen, in denen die Engländer gezwungen waren, das
eroberte Gebiet zu räumen. Am 7. April waren ſie wieder bis in
ihre Ausgangsſtellung am Jordan zurückgetrieben. Sie ließen eine
erhebliche Beute an Material und einige Gefangene in den Händen der
Sieger. Am 30. April verſuchten ſie das gleiche Unternehmen. Unter
gleichzeitigem Angriff gegen die Tell-Nimrin-Stellung brach ſtarke eng-
liſche Kavallerie zwiſchen dieſer Stellung und dem Jordan durch und
verſuchte über El Salt nach Oſten einſchwenkend in den Rücken der zäh
verteidigten türkiſchen Stellung zu gelangen. Wiederum gelang es
konzentriſch herangeführten Kräften, die engliſchen Pläne zu vereiteln.
Hierbei zeichnete ſich beſonders die 24. türkiſche Diviſion aus, der deutſche
Kräfte beigegeben waren. Den zurückgehenden Engländern wurden 10
Geſchütze, eine Anzahl Maſchinengewehre und viel Kriegsmaterial ab-
genommen; ebenſo wurden zahlreiche Gefangene gemacht. Nach fünf
tägigen heftigen Kämpſen waren die Engländer in ihre Brückenkopf-
ſtellung am Jordan zurückgeworfen. Bei beiden Unternehmungen warena e Tätigkeit als Kampfflieger zu einer Erfindung deutſcher Angſt undNerlege geſtempelt. Daneben fehlt es nicht an hergebrachten Be
die blutigen Verluſte des Gegners ſehr ſchwer.

Der rechtöpolttiſthe duſahvertrag zum Friedensvertrag mit Kumänlen.

iſt am Sonnabend veröffentlicht worden. Er regelt die Wigderher
ſtellung der öffentlichen und privaten Rechtsbeziehungen, Erſatz von
Kriegs und Zivilſchäden, Austauſch von Kriegsgefangenen und
Zwilinternierten, Amneſtiefrage, ſowie die Frage der Behandlung
der in die Gewalt des Gegners geratenen Schiffe und ſonſtigen
Verkehrsmittel.

Unter den einzelnen Beſtimmungen des 19 Artikel umfaſſenden
Vertrages ſind hervorzuheben: Die Verpflichtung Rumäniens, ſpäte

innerhalb eines Jahres nach Ratifikation des Zuſatzvertrages
Konfularvertrag nach Vorbild eines gleicharkigen mit den andern

Staaten vereinbarten Vertrages abzuſchließen, weiter der Verzicht
Rumäniens auf den Erſatz der Schäden, die auf deutſchem Ge
biet durch öſterreichiſchungariſche militäriſche Maßnahmen ein
ſchließlich aller Requiſitionen und Kontributionen entſtanden ſind.

Den u wird Rumänien die Schäden erſtatten, die ihnen
auf ſeinem Gebiete durch öſterreichiſch- ungariſche Maßnahmen ent

ſtanden ſind und nach allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen er
ſeht werden müſſen.

Oeſterreicher und Ungarn, die vor Kriegsausbruch im rumäni
r Dienſte den und nur wegen der Eigenſchaft als

iche Ausländer entlaſſen wurden, ſollen auf ihr Anſuchen mit
gleichen Rang und gleichen Bezügen wieder angeſtellt, oderſoweit dies nicht angängig, billi entß gt werden unter Abrech-

a etwa bereits bei Entleſung erhaltenen Vergütungen.

Vertrag ſpricht die weite Verpflichtung derre uſeitiVertragsteile aus, in ihren Gebieten keine itation, keine Pro
paganda und auch keine andre Handlung zu dulden, welche mit

n

oder unmittelbar gegen die Unverſehriheit der Gebiete, gegen die
gefetzliche Ordnung, Sicherheit oder öffentliche Ruhe des andern Ver-
tragsteiles gerichtet iſt, insbeſondere das Sammeln oder die Zu-
wendung von jedwelchen Subventionen, Spenden oder andern Bei-
trägen zwecks derartiger Propaganda zu verhindern, ſowie dafür zu
ſorgen, daß nur ſolche Schulbücher und ſonſtigen Lehrmittel zuge-
laſſen werden, deren Jnhalt gegen obige Verpflichtung nicht ver-
n beizehungsweiſe entſprechende neue Sprachbeſtimmungen zu
erlaſſen.

Rumänien verpflichtet ſich ferner, die Auswanderung rumäni-
ſcher Staatsangehöriger ungariſcher Abſtammung nach Ungarn nicht
zu hindern. Von den nach dieſem Zuſatzvertrag an Oeſterreich-
Ungarn zu leiſtenden lungen verpflichtet ſich Rumänien, 35 Mil
lionen Kronen effektiv Gold berechnet zur Münzparität zu ent
richten und binnen 2 Jahren nach der Ratifikation des Friedensver
trages zu überweiſen. OeſterreichUngarn erklärt jedoch die Ge-
neigtheit, auf dieſen Betrag zu verzichten, wenn hinſichtlich der.
Ordnung des in den nächſten Jahren abzuwickelnden Zahlungsver-
kehrs zwiſchen der Monarchie und Rumänien eine die beiden Teile
befriedigende Regelung zuſtande kommt. Als Sicherheit für den
öffentlichen Schuldendienſt Rumäniens gegenüber den Angehörigen
der Monarchie begziehungsweiſe Bosniens und der Herzegowina
verpfändet Rumänien die bei der deutſchen Reichsbank eingezahlten
Guthaben und Depots der rumäniſchen Nationalbank auf 5 Jahre.
Schließlich wird beſtimmt, daß die Ratifikationsurkunden dieſes Zu
ſahvertrages tunlichſt bald in Wien ausgetauſcht werden ſollen.
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2. Jahrgang.

Wieder eine Reichstagswahl.
Am 13. Mai ſollen die Wähler im 18. ſächſiſchen Reichs

tagswahlkreiſe Zwickau-Crimmitſchau-Werdau über die Nach-
folgerſchaft Wilhelm Stolles entſcheiden. Mit der kurzen
Unterbrechung von 1887 bis 1890 hat der verſtorbene Stolle
den Wahlkreis ſeit 1881 als Abgeordneter der Sozialdemo-
kratie vertreten. Als es wegen der Meinungsverſchiedenheiten
über die Kriegspolitik durch die Schuld der Oppoſition zur
Parteiſpaltung kam, folgte Stolle ohne Beſinnen ſeiner Ueber-
zeugung und ſtellte ſich in die Reihen derer, die die neue Partei
der unabhängigen Sozialdemokratie gründeten. Deshalb
glaubt nun die neue Partei, den allein berechtigten Anſpruch
auf das Mandat zu haben. Mit nicht minderen Rechte be
tont dagegen die alte Partei, daß Stolle 1912 i her Kandidat
war und auf das Programm der alten ſozialdemokratiſchen
Partei hin gewählt worden iſt, ſie alſo den begründeten An
ſpruch auf das Mandat habe. Jm Grunde iſt es aber r
überflüſſig, die Frage zu erörtern, welche Richtung mit
beſſerem Rechte den Anſpruch auf das Mandat gelkend machen
kann, denn es handelt ſich hier um zwei Parteien, die ſich

ſo m Geſtalt anzunehmen br

l voll man )azt en czeitung in ihrer Nummer vom 8. letzter
Kraftaufwand ſchreit, die Regierungsſozialiſten ſeien nun
endgültig als ſolche entlarvt, weil ein bürgerliches Organ,
das die Kandidatur des wationalen Kandidaten betreibt, und
zwar „mit aller Energie“ (L. V.!), von den Feſtſtellungen
unabhängiger Jnkonſequenz nach dem Zwickauer Parteiblatte
Notiz nimmt? Als wenn die Sozialdemokratie im Bewußt-
ſein ihrer Niederlage Stimmung für den nationalen Kan-
didaten machte! Und das, obgleich die Ausſichten der Unab
hängigen bei dieſer Wahl kaum günſtiger ſcheinen, als bei den
vorhergehenden Wahlen in Niederbarnim und Spandau. Jn
Nicderbarnim hatten die Unabhängigen einen Kandidaten,
der ſchon wegen feiner politiſchen Vergangenheit ungeeignet
war, Vertrauen zur unabhängigen Politik zu erwecken. Jn
Zwickau ſind die Unabhängigen bei ihrer Kandidatenwahl auf
einen Mann verfallen, der die Unabhängigen und ihre Politik
ſelbſt in Grund und Boden hinein verurteilt hat. Auf der
Gothaer Konferenz der Oppoſition, die 1917 die Trennung
von der alten Partei beſchloß, hat der unabhängige Kandidat
Heckert erklärt, daß für ihn und die Spartakusgruppe, der er
angehörte, das alte Parteiprogramm und die alte Partei nicht
mehr die Grundlage der Politik bilden könne, daß die Beſchlüſſe
der Parteitage vor dem 4. Auguſt 1914 nicht mehr die Grund
lage für die neuen Aufgaben der Partei bilden könnten.
Und dieſen Mann preifen die Unabhängigen als ihren Kan-
didaten an, weil er die alten Grundſätze der Partei hoch
halte! Die Führer der Unabhängigen, die Kautsky, Haaſe,
Ledebour uſw. warf er in einen Topf mit Scheidemann und
andern. Sogar für Annexionen war dieſer Herr Heckert in
Gotha, wenn ſie für den hiſtoriſchen Fortſchritt ſeien, wobei
er glaubte, ſich auf Marx berufen zu können. Ununterbrochenen
Widerſpruch fand dieſer Mann, den ſich die Unabhängigen in
Zwickau als ihren Schildträger erkoren, während ſeiner Aus
führungen in Gotha. Fleißner, Kunert, Haaſe wendeten ſich
gegen Heckert. Kunert, der doch auf dem linken Flügel der
Unabhängigen ſteht, meinte, die Ausführungen Heckerts ſeien
recht provokatoriſch und wirkten nicht demokratiſch, ſondern
demagogiſch. Haaſe verteidigte Kautsky gegen Heckert und
ſagte, Heckert ſei nicht wert, Kautsky die Schuhe zu löſen.
Als im Sächſiſchen Volksblatte an dieſe Auseinanderſetzungen
zwiſchen Heckert und den Unabhängigen nach dem ausführlichen
Berichte der L. V. über den Gothaer Tag erinnert wurde,
meinte die L. V. verlegen, ſie könne nicht einſehen, was mit
dieſen Zitaten bewieſen werden ſolle. Das unabhängige Zen
tralorgan hat ſich aber weislich gehütet, ſeine Leſer auch nur
mit einer Zeile daran zu erinnern, wie dieſer Herr Heckert
die Ungbhängigen eingeſchätzt und wie er deshalb von dieſen
abgeſchüttelt wurde. Doch das iſt ganz erklärlich, denn wenn
die L. V. auch nur einige Andeutungen gemacht hätte, wäre
auch dem einfälligſten Leſer klar geworden, daß die Unab-
hängigen in Zwickau bei ihrer Kandidatenwahl einen noch
ſchlimmeren Mißgriff gemacht haben, als ihre Geſinnungs-
genoſſen in Niederbarnim. Und dieſen Mann präſentieren die
Unobhängigen den Wählern in Zwickau-Crimmitſchau und
preiſen ihn, der das Programm über Bord geworfen hat, als
den lauterſten Hüter dieſes Programms. Ob die Unabhängigen
wirklich glauben, mit einem ſolchen Mann bei ernſten Wählern
Eindruck machen zu können?

Der unabhängige Herr Heckert dürfte alſo der Partet am
13. Mai nicht allzu viel zu ſchaffen machen. Wie aber ſteht es
mit den bürgerlichen Kandidaten? Wir haben von Anf
an keinen Zweifel daran gelaſſen, daß es uns aus Gru
der reinlichen Scheidung nur erwünſcht ſein könnte wenn die
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t Parteien mit möghchſt zugkräftigen Kandidaten
treten würden. Nun ſoll es zwar an bürgerlichen Kan

nicht fehlen, aber die bürgerlichen Kreiſe find in ihrer
Voahl auch nicht glücklicher geweſen, wie die Unabhängigen
d trat der Nationalbund der mittleren Stände mit dem
Freien Handelsverbande, zwei in den weiteſten Kreiſen unbe
kannte Organ ſationen, mit dem Kaufmann Peter Braun her
vor, einem Manne, der einmal in der ſozialdemokratiſchen
Partei eine Gaſtrolle gegeben hat und Heute beſtimmt ſein
foll, der Sozialdemokratie das ſichere Mandat zu entreißen.
Ein Verfſnch, über den nicht nur die Wähler im ſogzialdemo-
kratiſchen, ſondern auch im bürgerlichen Lager kurzer Hand
zur Tagesordnung übergehen werden.

Mehr Bedeutung iſt der Kandidatur eines nationalen
Arbeiters, des Bergarbeiter Klug, beizumeſſen. Nicht, weil er
der Kandidat nationaler Arbeitergruppen wäre, ſondern weil
zhn die Konſervativen und Nationalliberalen als ihren Mann
in die Oeffentlichkeit geſtellt haben. Als dieſer kluge Mann
ins kritiſche Wahlleben eingeführt wurde, begleiteten ihn auf
feinem Wege ein Bergdirektor, ein Rechtsanwalt und ein
Staatsanwalt. Ein merkhwürdiger Arbeitervertreter und Ar-
beiterkandidat, der ſich auf Unternehmer und Staatsanwälte
ftützt! Von ſeiner Wahlpolitik braucht man deshalb gar nicht
zu reden. Herr Klug iſt kein Arbeiterkandidat, ſondern ein
reiner Unternehmerkandidat, deren Politik er auch in jeder
Begiehumg vertritt. Er ift gegen Streiks, Schlichtungsaus-
ſchüſſe uſw., er iſt für Annerionen und Kriegsentſchädigungen

welcher Arbeiter, glaubt man, wird für einen ſolchen
„Arbeiter“kandidaten eintreten? Jmmerhin darf dieſe Kan-
didatur als eine bürgerliche Sammelkandidatur noch als eine
günſtige inſofern angeſprochen werden, als ſie den bürger-
lichen Parteien, die wegen des zweifellos zu erwartenden
Fiaskos von der Aufſtellung eigener Kandidaten abſehen, er
möglicht, für ihn zu ſtimmen, ohne irgendwelche Konzeſſionen
machen zu müſſen.

Lediglich die Fortſchrittler haben erklärt, nicht für den
klugen Mann ſtimmen zu können. Zur Aufſtellung eines
eigenen Kandidaten konnten ſie ſich aber bei der Bedeutungs-

eit ihrer Partei in dem Wahlkreiſe auch nicht auf-
ſchwingen, den Mut aber, zur Wahl des Sozialdemokraten auf
zufordern, wie es die Fortſchrittler bei der Wahl im zweiten
fächfiſchen Wahlkreiſe getan haben, hoben ſie auch nicht auf
bringen können, ſie empfehlen vielmehr Wahlentbaltung. Die
L. V. meint, daß dies nur eine verdeckte Aufforderung zur
Unterſtützung des ſozialdemokratiſchen Kandidaten ſei.
mit hoben ſie ſich ſchon einen Hauptgrund zur Erklärung ihrer
wahrſcheinlichen Niederlage und ihres famoſen Heckerts ge-
ſchaffen.

Wir haben das Vertrauen wie zu der Richtigkeit unſerer
Sache, ſo auch zu den Wählern, daß ſie am 13. Mai die allein
richtige Entſcheidung treffen werden. Angefügt ſei noch, daß
bei der Wahl im Jahre 1912 für Stolle 27 846 und für ſeinen
nationalliberalen Gegner 17 982 Stimmen gezählt wurden.
Die jozialdemokratiſche Mehrheit betrug knapp 10 000
Stimmen. Daraus ziehen die bürgerlichen Kreiſe die Hoff-
wung, daß es angeſichts der Parteiſpaltung zu einer Stichwahl
und dann eventuell mit Hilfe der Unabhängigen zu einem
Siege ihres nationalen „Arbeiter“kandidaten kommen könnte.
Dies zeigt nicht nur, mit was für Jlluſionen ſich die Unter
nehmerkreiſe tragen, ſondern auch und das iſt am bezeich-

was ſie von den Unabhängigen glauben erwarten
z Daß es Unabhängige gibt, die es in ihrem Fana-
ttswus fertig bringen könnten, für einen Unternehmerkandi
daten und nationalen Kriegshetzer gegen den ſogialdemokra-
tiſchen Kandidaten einzutreten, darf man ohne weiteres an
nehmen. Wir hoffen aber, daß es die Wähler zu einem ſolchen
Dilemma für die Unabhängigen überhaupt nicht kommen

Iaſſen werden. (5)
Deutſcher Reichstag.

183. Sitzung, Sonnabend. 11. Mai, nachmittags 2 Uhr.
Am Bundesratstiſche: v. Capelle.
Auf der Tagesordnung ſteht der

Marineetat.
Die Kommiſſion beantragt, den Reichskanzler zu erſuchen,

in den Betrieben der Kaiſerlichen Marine Beamtenaus-
chüſſe einzurichten

Staatsſekretär v. Capelle:
Wir haben mit dem unbeſchränkten UBoot-Krieg eine ſehr ſtarke

See-Offenfive gegen die Entente begonnen. Natürlich geht eine ſo
ſtarke Offenſive nicht ohne Verluſt ab. Aber die Zahl der UBooite
hat ſich trotzdem vermehrt. Das gibt uns die ſichere Gewähr des
Erfolgs;
die Verſenkungen übertreffen die Neubauten um ein Mehrfaches.

Das geben ſelbſt Erklärungen der engliſchen Miniſter zu; es
wird auch in einem Aufruf an die engliſchen Werftarbeiter zu-
gegeben, worin ſie zu angeſtrengteſter Tätigkeit aufgerufen werden,
„damit die Hunnen uns nicht zum Verhungern zwingen“. Viel Er
folg ſcheint der Aufruf nicht gehabt zu haben. Zu den Verſenkungen
kommt der Abgang von Schiffsraum durch die Abgänge zufolge von
Unfäken und natürlichem Verſchleiß und dieſer Abgang iſt dreimal
ſo groß wie im Frieden. Der engliſche Premierminiſter ſagte im
Unterhaus: „Wenn der Landkrieg verloren gehen ſollte, iſt der See
krieg noch lange nicht verloren.“ Sollte das engliſche Volk ſich dieſe
Drohung zu eigen machen, ſo werden unſere Y-Boote weiter ihre
Pflicht tun. Es iſt Vorſorge getroffen, daß noch auf Jahre hinaus
keinerlei Lücke in der Ablieferung neuer U-Boste entſtehen kann.

Wir dürfen daher mit Vertrauen und Zuverſicht auf unſere
UBoote ſehen ſie werden im Verein mit unſerm ſiegreichen Heere
ihr Ziel erreichen. (Lebh. Beifall.)

och etwas andres. Nach engliſchen Berichten iſt der engliſche
Vorſtoß gegen Oſt ende von Erfolg gekrönt geweſen. Demgegen-
über ſtelle ich feſt, daß das engliſche Sperrſchiff außerhalb des
Fahrwaſſers geſunken iſt, daß mithin der Angriff ebenſo wie der
erſte als mißlungen zu bezeichnen iſt. (Lebh. Beifall.)

Abg. Siebel (Soz.):
Auf die Sireitfrage des unbeſchränkten UBoot Krieges gehe ich
nach der g. im Ausſchuß nicht ein. Die nicht etatsmäßig
angeftellten mten ſollien in irgendeiner Weiſe in den Genuß
des Wohnungsgeldes kommen. Unter den Angeſtellten in den be
re Gebieten beſteht eine weitgehende Mißſtimmung, trotz der

onderen Gefahren und der wirtſchaftlichen Nachteile bei der Tätig
keit im beſetzten Gebiet erhalten die Bureauangeſtellten nur 6 M.
täglech. Davon können ſie nicht leben und ihre Familie in der
Heimat nicht unterſtühen. Die Erwägungen über die W
d e ſollten endlich zum Abſchluß kommen. n ſollte
Taten

Do

Angeſtellten nicht immer nur mit Worten, ſondern auch mit
danken. Den Angeſtellten- Ausſchuß in Flandern hat man

angeblich wegen zu ſcharfen Tones in der Eingabe.
die Mißſtimmung ſich ſchließlich in ſcharfen Worten Luft macht,

doch verſtändlich. Um die Spannung zwiſchen der Angeſtellten
t und der Werkleitung zu beſeittgen, ſollte man möglichſt bald

Erwägungen über die Beſſerſtellung der Angeſtellten zum Ab-
u bringen. Die Verpflegungsgelder ſollten ſofort aufgebeſſertden. Venn man küchtige Beamte ins beſetzte Sie ſo

Die Unabhängigkeit Litauens anerkannt.
m des litau Landesrats iſt am 4. Mai die

vom deutſchen Kaiſer und König unterſchriebene Urkunde e
tſchen

von Preußen
Nachdem det

des litauiſchen Volkes am
Litauens als eines unabhängigen dem Reiche
ewiges, feſtes Bundesverhältnis und durch K vorn
dem Gebiete des Militär-, des Verkehrs-, des Zoll- und des Münz-
weſens verbundenen Staates verkündet und zur Wiedererrichtung dieſes
Staates den Schutz und die di des Deutſchen n hat,
nachdem ferner nunmehr ſtaatlichen eLitauens rn ſind, beauftragen Wir hiermit Unſeren ren e

u

auſ anhens

den Grafen v. Hertting, dem litauiſchen Landesrate t
Wir auf der Grundlage der vorſtehend genannten Erklärungen des
ſitauiſchen Landesrates vom 11. Dezember 1917 im Namen des Deut

hoffentlich nicht ſolche, wie den Admiralitätsrat Freriche, der
verlangt,

daß die Einheimiſchen vom Bürgerſteig heruntergehen,
wenn er daher kommt, der die Verkaufsſtände der Straßenhändler
ſelbſt mit dem Fuß vom Bürgerſteig auf die Straße ſtößt und
ähnliches. Wenn das die tüchtigen Beamten ſind, kann man ſich
über Mißſtimmung nicht wundern. Auch die Beamten nennen diefen
Herrn nur den Herzog von Alba. Und dieſen Herrn hat man als
eine ganz beſondere Kraft in das Reichsmarineamt berufen. (Hört,
hört! b. d. Soz.) Auch bei den Betrieben in der Heimat funktioniert
der Apparat des Reichsmarineamts bei Angelegenheiten der Arbeiter
und Angeſtellten ſehr langſam. Die Angeſtellten ſtehen in bezug auf
Familienzulagen ſchlechter als die Beamten. Daß ihnen auf die
Kriegsteuerungszulagen die für Mehrleiſtungen ihnen zuſtehenden
prozentualen Pauſchſäte angerechnet werden, iſt daher ein bitteres
Unrecht, das guch das Reichsgericht in einer Entſcheidung vom
15. Juni 1917 als Unrecht anerkannt hat. Wir erſuchen in einer
Reſolution den Reichskanzler, er möge veranlaſſen, daß dies in den
Marinebetrieben nicht weiter gejſchieht.

Wir haben endlich auch die Denkſchrift über das Hilfsperſonal
der Werften erhalten. Aber einen wirklichen Einblick in die Ver-
häl: niſſe gibt ſie nicht, über die tatſächliche Arbeitsleiſtung wird
ſehr wenig geſagt und die dürftigen Angaben über die Tätigkeits-
gebiete ſind nicht einmal zuireffend. Aber ſoviel geht aus ihr her-
vor, daß bei ſehr rielen Angeſtellten
ron einer angemeſſenen Bezahlung gar nicht geſprochen werden kann.

Jn dem Dienſtvertrag der Angeſtellten iſt immer nür von Pflich-
ten die Rede, Rechte gibt es für ſie anſcheinend nicht, nicht einmal
der Urlaub iſt geregelt. Dieſer Dienſtvertrag läßt jeden ſozialen
Geiſt vermiſſen. Zum Schluß möchte ich noch die Aufmerkſamkeit
auf die Werftinbaliden lenken. Jhre allgemeine Jnvalidenunter-
ſtützung reicht nicht aus, und die Unterſtützungsſätzc, die man nun
je nach der Dauer der Beſchäftigung noch dazu gibt, mögen für die
Friedensverhältniſſe eine Bedeutung gehabt haben, unter den
heutigen Verhältniſſen ſind ſie gänzlich unzulänglich. (Beifall b.
d. Soz.)

Staatsſekretär v. Capelle:
Die harten Anklagen gegen den Admiralitätsrat Frerichs kann

ich nicht nachprüfen; ſollte das Betragen des Herrn im befetzten
Gebiet das zuläſſige Maße überſchritten haben, ſo würde ich keinen
Anſtand nehmen, es zu mißbilligen. Mit ſeiner Berufung ins
Reichsmarincamt hat das nichts zu, tun; ich habe dieſe veranlaßt,
weil ich ihn aus früherem Zuſümmenarbeiten als außerordentlich

tüchtigen Verwaltungsbeamten kennen gelernt habe. Zu den Klagen
über unzureichende Beſoldung bemerke ich: daß heute draußen und
daheim ſehr ſchwierige Notſtandeverhältniſſe herrſchen, wird überall
anerkannt werden müſſen. Jch tue mein Möglichſtes, um die Not
ſtandsverhältniſſe zu mildern. Aber ich kann nicht eine Kategorie
herausgreifen. Auch iſt das Reichsmarineamt nicht berechtigt, der-
artige Klagen allein abzuhelfen, das geht nur im Zuſammenhang
mit der Reichsfinanzbehörde und dem preußiſchen Finanzminifter.
Auch der Reſolution vezüglich der Nichtanrechnung der prozentuglen
Pauſchſätze auf Kriegsteuerungszulagen würde ich gern Folge
geben; aber bei Beginn des Krieges bezogen die Beamten und An
geſtellten Kriegszulagen und als ſpäter Teuerungszulagen eingeführt
wurden, verlangte die Reichsfinanzverwaltung, daß bei Bewilligung
der gleichen Tuerungszulagen die Kriegszulagen geſtrichen werden,
und das Heer und die Marine mußte im Jntereſſe der gleichmäßigen
Behandlung von Zivil- und Militärbeamten dieſe Forderung auch
als billig und gerecht anerkennen. Es können daher die Angeſtellten
allein nicht davon ausgeſchloſſen werden.

Admiralitätsrat Harms:
Die Angeſtellten und Beamten in der Heimat und in den be
ſetzten Gebieten werden gleichmäßig behandelt. Die Familienzu-
lagen werden ab 1. April bezahlt. Die Verpflegungszulagen in
Belgien ſind für die Angeſtellten ſchon heute höher wie für die Be
amten. Trotzdem wird nachgeprüft, ob noch eine weitere Steigerung
nötig iſt. Die Gehälter der Burcauangeſtellten ſind im Laufe des
Krieges mehrfach verbeſſert worden. Daß noch Wünſche beſtehen, iſt
ſelbſtverftändlich, und es muß den Beſchwerden abgeholfen werden,
wenn es nötig iſt. Ueber die einmaligen Zulagen iſt mit der Reichs
finanzverwaltung ein Abkommen getroffen, daß ſie den Angeſtellten
in der gleichen Weiſe wie den Beamten ſowohl in der Heimat wie
draußen gewährt werden. Bezüglich der Werftinvaliden iſt den
Werften die Anweiſung erteilt, in Notfällen belfend einzugreifen.

Abg. Weinhauſen (Vp.) dankt der Marine für ihre unvergleich-
lichen Leiſtungen, deren Erfolge am Lebensmark Englands zehren.
Dringend notwendig iſt eine Vereinfachung des außerordentlich kom
plizierten Beamtenapparats bei der Marine. Jn den Wohlfahrts
vereinen wünſchen die Angeſtellten Sitz und Stimme. Die Auswahl
der Unterbeamten ſollte vorſichtiger erfolgen. Heute fehlt den Unter
beamten vielfach das nötige Verſtändnis für die Arbeiterpſyche.
Staatsſekretär v. Capelle wiederholt auf Wunſch des Vorredners
ſeine Erklärung aus der Kommiſſion, wonach es nicht zuläſſig iſt,
daß ſich Staatswerften und Staatsbehörden an Abmachungen ört-
licher Arbeitgeber beteiligen, die von einem Arbeitgeber entlaſſenen
Arbeiter nicht anzuſtellen.

Abg. Schirmer (Zentr.) begrüßt die n des Staats
tung jetzt auchfekretärs. Ein Fortſchritt iſt, daß die Marineverwa

mit den Organiſationen der Arbeiter verhandelt.
Abg. Kapp (Konſ.) ſpricht für Wiederbewilligung eintger von

der Kommiſſion geſtrichener Jniendanturräte. Angeſichts der großen
Erfolge unſrer UVPoote dürfen wir uns beim Friedensvertrag nicht
etwa darauf einlaſſen, die Verwendung der UBoote durch ein
engende völkerrechtliche Beſtimmungen zu vereinbaren. Wir brauchen

e zur Aufrechterhaltung deutſcher Seegeltung. (Bravol
r

Die Bernichtung der engliſchen Flagge iſt daz Hauptziel
unſeres U-Bopt Krieges.Jm fernen Oſten iſt England ſchon wer apan verdrängt. Die

Decke der Welttonnage wird immer kürzer, größere
transporte aus Amerika z. B. nur unter ädigung wichtiger wirt
ſchaftlicher Jntereſſen möglich ſind. Wir können der weiteren Ent
wicklung mit Ruhe entgegenfſehen.

Abg. Streſemann (Natl.): Die Rede des Vorredners könnte zu
hoch politiſchen Debatten reizen. will dem nicht nachgeben. DiHauptſache ſcheint mir, 8 J t e 4

daß der ganze Reichstag einig iſt in der Durchführung
des UVootKrieges,

erbetenen Schutz und Beiſtand bei ſeiner aufrichtung zu ge
ren. Wir dabei von der Vorausſehzung aus, ere abzu
eßenden Konventionen den Intereſſen des Deutſchen g es ebenſo
ung trogen werden wie den litauiſchen und daß Litauen anden rege laſen De utſchlands, die auch ſeiner Befreiung

dienten, teilnehmen wird. an Vehwett, zu Be
itig erteilen Wir Unſerem ReichsD. da Vertretern der Bevölker Litauens, die zur Wieder

des ſelbſtändigen litauiſchen Soate chen Maß-
nahmen Ju treffen und zur Herſtellung eines feſten Bundesverhältniſſes
zum Deutſchen Reich und Abſchluß der hierzu vorgeſehenen und er-
forderlichen Kanventionen das weitere zu veranlaſſen.

Urkund deſſen haben Wir Gegenwärtiges höchſteigenhändige e und mit Unſerem Jnſiegel verſehen laſſen.
Gegeben Großes Hauptquartier, 23. März 1918.

gez. Vilhelm. gez. Graf v. Hertling

Reiches Litauen als einen freken und unabhän-mee und bereit den ler her

Bewilligung der Jtitendaniurräte ein und trägt Einzelwünſche vonWilhelnehaven vor, r z 42 fung von Heimſtätten
ür die dortigen Werftangsſtellten und Arbeiter.m Viaateſetretar e Lpene Die Möglichkeit der Schaffung ſolider

Heimſtätten in Wilhelmshaven wird geprüft, allerdings ſteht dort

i zur Verfügüng.u r u So Der Erktlärung über den rückſichts
loſen U-BootKrieg ſchließen wir ws ſelbſtverſtändlich nicht an.Noch heute nach Kmonatger Dauer iſt nicht hen daß der
U-Boot Krieg uns dem Frieden näher gebracht hat. Inzwiſchen
fahren wir fort, die Tonnage zu vernichten, di wir nach dem Kriege
zur Heranſchaffung der nouvendigen Rohſtoffe notwendig brauchen.
Das Verbot des Leſens unabhängiger Blätter an die Marinetruppen
bedeutet eine Entwürdigung dieſer Truppen. Jn der Angelegenheit
des öffentlichen Vorgehens

gegen Dittinann, Haaſe und Haag wicht

x i nicht inhier im Reichstag ſind die Herren v. Capelle und Michaeli
der Lage geweſen, die Konſequenzen aus ihren großen Worten zu
ziehen. Das Verfahren gegen unſre Genoſſin Luiſe Zietz hat nach
ſieben Monate langen Vernehmungen einer Unzahl von Marine
mannſchaften eingeſtellt werden müſſen. Trotz des völligen
Bankrotts dieſes Vorgehens ſchämt man ſich auch heute noch nicht,
Soldaten, die zur Unahbhängigen Sozialdemokratie gehören, auch
während des Krieges rechtlos zu machen.

A Werner-Hersfeld (Deutſche Frakt.) fordert Berückſichtigung
des Handwerts bei Vergebung von Marinclieferungen und bringt
einzelne Beamtenmwüinſche vor.

Abg. Hubrich (Vp.) und Abg. v. Gräfe (Konſ.) erdörtern die Ver
hältniſſe der Decoffigiere.Hierauf vertagt das Haus die 2tterberatung auf Montag
2 Uhr. Außerdem Reichsſchatzamt. Schluß 7 Uhr.

Der Krieg zur See.
12. Mal. (Amlli Eines unſerer UBoole aus Flandem Rongerdog Die See Schmitz (Walter) ha im öſi

lichen Teil des Aermelkanals eiten en ſchen Dampfer
Hungerford“ (5811 Dr. R.-T.) und „Broderid (4321 Br. R. T.) und

einen andern zirka 5000 Br. a g T r zu
de n den See verſuch wohibehalten in e 53
gelaufen Leſer gais Worle, da ſich der Feind HofT wenn er maner e en ausftreul, daß ihm
die ier unſerer flandriſchen Siützpunkle und die Lahmlegungunſerer dert Uononierten UBoofe geglüdckt ſei.

n e ne2 erverſenn: s reren des Admicaiſſabes der Marine. (W. T. B.)

Oeſterreichiſcher Heeresbericht.
Wien, 12. Mei. Amllich wird verlautbari: J Paſubko
biet griff d ind ern un n n8 h W m c x x dem Monte Corno einzu

bringen. Unſer geſtern augeſetzier Gegenſtoß warf die Jlaliener wieder
ingus.

In anderen Abſchniklen der Gebirgsfrout warden lklalleniſche Ex
kundungsableilungen abgewieſen.

Feidpilol Oberlentnant Linke-Crawford ſchoß am 11. Mal 2 eng

liſche J azgune ab v de ine Luftſieg.
lenweiſe lebhaftere Kam30 banlen ſegeawete Der hef des Generalftabes,

Die Fernbeſchießung von Paris.
Allmählich wird den Pariſern klar, was es bedeutet, daßFran im Kriege ſteht. Die Wirkung der Ferngeſchoſſe wird

von vielen Seiten immer mehr zugegeben. Ein Augenzeuge be-
richtet, wie Granaten beim Auftreffen auf ein Gebäude zwei
Stockwerke durchſchlugen und auf ihrem Wege alles vernichteten.
Die Pariſer Militärverwaltung hat ſich daher veranlaßt geſehen,den g. beheimateten Sohdaten ne Urlaub mehr dorthin

nichts bekannt wird. Die Flucht der Bevölkerung hält an. Auch
einige Militärbehörden haben u Sitz bereits von Paris
Die Störungen durch die Beſch ung waren ſchon Ende März ſo
roß, daß weder Untergrund- noch Straßenbahn regelmäßig verren konnte. Auch den Fabriken war es nicht mehr

Betrieb zu beſtimmter Stunde zu beginnen. Daher haben
viele Werke, die nicht für Kriegsbetrieb arbeiten, es vorgezogen,
zu ſchließen.

Ernährungsfragen in Frankreich.
Bern, 11. Mai. Lyoner Blätter melden aus Paris Jn

der geſtrigen Kammerſitzung bezeichnete der Deputterte Lafontdie Kotration für Arbeiter als unzureichend, namentlich in einigen
Städten, wo ſie nur 200 Gramm täglich betrage. Man müſſe die
Einſchränkungen im Fleiſchverbrauch ſtrengſtens innehal“en oder
Leere zur Einführung der Fleiſchkarte übergehen. Der h

obert verlangte die Feſtſetzung von Höchſtpreiſen für z ſch und
der Regierung über den Fleiſchverkauf in ganz

rankreich. rSrrekn ergriff der Verpflegungsminiſter Foret zu einer ein

gehenden Darſtellung der Lage das Wort. Er führte er ſei
genötigt, zu erklären, daß die Lage des z n V andes
e beklemmend ſei. Die Transportmittel ſeien ſo n

ee
f

zu gewähren, damit in der Front über die e Geſchoſſe

aß man darauf verzichten müſſe, Fleiſch aus Amerika,
land, Argentinien und Madagaskar nach Frankrei ſrg ühren.
Mit England ſei im vorigen Jahr ein Abkommen über 240000 Tonnen
Fleiſch abgeſchloſſen worden man habe aber nur 160000 Tonnen
einführen nen, 1918 habe man anſtatt der vorgeſehenen

Tonnen nur 50 000 einführen können. Jm ruar 1918
habe ein Ausfall von 80000 Köpfen Vieh gegenüber dem Ver
brauchsvoranſchlag beſtanden. Dabei habe Frankreich nach

c re müſſen. Der amerikaniſche Verkehr ſei durch vie
iſenbahnkriſe beeinträchtigt worden. ret erkärte ſodann, daß

die interalliierte Entendantur gemeinſame Fleiſcheinkäufe beab
ige und daß die ierung. die Spekulanten auf demWmittelmatkt unnag 4 WRe

chſichtlich vorgehen werde. z Lage ſei

üb t. de rätee echdem er nun einmal beſchloſſen iſt. Auch darüber därfte Sinigkeitherrſchen daß wir ne rei Frieden die h aus der
Hand ſchlagen laſſen dürfen. (Bravo!) Der Redner tritt weiter für

r Ver agrs, her
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Rußland und Frankreich.
der rin Mai. Der Zürcher Tagesanzeiger be wen

Aufruf belgiſcher Sozialiſten.
Sinn veröffentlicht einen Aufruf der in Frankreich

anſäſſigen belgiſchen Sozialiſten n das Beſtreben, den
Verteidigungstrieg in einen Eroberungskrieg zu
verwandeln. Er er ſt daß die velgiſo Urdeiter de
er habe, die Politik des Schweigens und der An

tätigkeit ſchärfteWeberwachung d gende r c dem
»ſellſchaft der

Ruſſiſche Amneſtie.
Moskau, 12. Mai. Auf Grund der allgemeinen Amneſtie vom

1. Mai wurde eine große Zahl der in den befind
lichen politiſchen und Kriminalverbrecher befreit. Jn Petersburg
wurden die früheren i des Regimes der Rom a
now und Kerenſkis in Freiheit geſetzt, a grreWrg die

en Hochverrats und Betrügs verurteilten. ehemalige
Kriegsminiſter Suchomlinow erfuhr von ſeiner Befreiung an
dem Tage, an welchem er aus dem Gefängnis beurlaubt werden
ſollte. Puriſchkewitſch und die anderen Teilnehmer an dem An
chlage gegen die Sowjets, nämlich Kommandant Grinberg, die
fiziere Chowanjeko und Duſchkin, der Leutnant Zelinſky, der

Zivilingenieur Parſenoff und andere ſind in Freiheit 89 t wor
den im ganzen haben Perſonen, welche wegen politiſſſer und
ſtrafrechtlicher Vergehen verurteilt worden waren, an dieſem Tage
die Kaſematten von Kreſti verlaſſen.

Aus Finnland.
Kopenhagen, 11. Mai. Berlingſke Tidende meldet aus Hel

ſingfors, daß der finniſche Landtag wahrſcheinlich am 15. Mai
zuſammentreten wird. Von den früheren 70 ſozialiſtiſchen Land
tagsabgeordneten ſind nur noch 15 Wende die aorigen ſind
entweder genommen oder geflüchtet. Mehrere
der bekannten Führer halten ſich in Petersburg auf. Man er-
wartet mit Spannung, wie die ruſſiſche Regierung die Forderung
r Auslieferusg beantworten wird. Die bei Wibor achteeute wird auf zwei Milliarden Mark geſchätzt, die Geſanteh
der Gefangenen mit 80 000 angegeben.

Unterdrückung der deutſchen Sprache.
Baſel, 138. Mai. Daily News wird aus Neuhyork berichtet.

daß die Neuyorker und Preſſe einſtimmig die Einführung
eines Geſetzes fordert, durch das der Gebrauch der engliſchen
Sprache allen amerikaniſchen Bürgern zur Pflicht gemacht werden
ſoll. Dieſe Agitation richtet ſich gegen die Deutſ ikaner. Die
deutſchamerifaniſchen Zeitungen werden allgemein voykottiert; dieletzte deutſche Zeitung in Brooklyn hat ihr Erſchernen eingeſtelt.

Die Wahlrechtsfrage in Angarn.
Budapeſt, 11. Mai. Miniſterpräſident Wekerle erſchien an

der Spitze ſeines zum zweitenmal umgebildeten Kabinettes im Ab-
geordnetenhauſe und hnelt eine Programmrede. Wekerle erklärte, die
Wahlreform müſſe erledigt werden, da dieſe Frage die bffentliche
Meinung in Aufregung verſetze und ins politiſche und wirtſchaft
liche Leben ein Moment der Unſicherheit hineintrage. Die Regie-
rung ſei entſchloſſen, die Frage der Wahlreform ohne Beeinträchti-
gung ihrer Prinzipien auf dem Wege der Verſtändigung zu löſen.
Ein vollſtändiges Einvernehmen mit der Oppoſition liege allerdings
vorläufig nicht vor, allein im Verlaufe der Verhandlungen ſei er
zu der Ueberzeugung gelangt, daß eine Verſtändigung ohne weſent
liche Beeinträchtigung der Grundſätze der Vorlage erreicht werden

könne. Die Wahlreformvorlage werde jedenfalls den Charakter des
allgemernen Wahlrechtes OSktſihen, auch werde geſorgt
werden, daß eine weitere Ausdehnung des Wahlrechtes automatiſch
erfolge. Darauf ergriff Graf Tiſ za das Wort. Er begrüßte mit
Freuden die Erklärung des Miniſterpräſidenten und er wies auf
das bedenkliche einer Auflöſung des Hauſes und einer Anordnung
von Neuwahlen n. Tiſza betonte, daß er gegen die Vorlage noch
immer ſchwere Beſorgniſſe habe und nur unter Vorausſetzung ge
wiſſer Abänderungen dafür werde.

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
147. Sigzung, Sonnabend 10. Mai, vormittags 11 Uhr.

Am Miniſtertiſch: Kommiſſare.
Der Geſetzentwurf über die Niederſchkagung von Anter

ſuchungen gegen Kriegsteilnehmer wird in dritter
Leſung angenommen ebenſo die Ge über die An

riedes K d der kae äheDarauf e n evAbg. Richtarſky (Zentr.) ſeinen Antrag, au ver
ä ira r

den Ant du h eDer Antrag wird angenommen.
über diEs folgt die Beſprechung

der Kriegsſchäden, in chen Einf

Landesteilen. dKonſ.):er h

ge bemokrairiſche Proletariat Rußlands

iſchen weshalb die Leitung der Unabhängigen Sozialdemokratie zu Frie

als indem ſie

n

Aufforderung zum Aingehorſam.
ach g 7 des en e Ver-neneu mindeſtens r 823 cmmten zu verſagen r r Pollmer,der Lagerarbeiter Brückner und der r r.

Dresden haben am 24. November 1917 ein von der Partei der
Unabhängigen Sozialdemoktatie heraustgegebenes

lugblatt verbreitet, das die Ueberſchrift uf zur
riedensdemonſtration zum Sonntag, 26. November

10171 In dem Flugblatt wird dara ingewieſen daß das ſoziala v grerye a Pabe,die einen allgemeinen Waffenſtillſtand und die Einleitung von
Friedensver handlungen vorgeſchlagen hätte. Es wird dann weiter
geſagt, der Menſchenſchlächterei müſſe ein Ende bereitet werben,

densdemonſtrationen aufgefordert habe. Die Verbreitung eines ent
ſprechenden Aufrufs und die Abhaltung öffentlicher Verſammlungen
ſeien ihr aber poligzeilich unterſagt worden. Auf dieſe g.
regel dürfe nicht geſchwiegen werden, als wenn wir willenloſe
Arbeitstiere wären. Ferner wurde betont, daß die Vaterlandspartei
im Gegenſatz hierzu nach Belieben öffentliche Agitation betreiben
dürfe. Wir wollen ſo heißt es am Schluſſe uns nicht mund-
tot machen laſſen, wir wollen demonſtrieren für Frieden, Freiheit
und Recht. Hinaus aus den Wohnungen! Auf zur Straßendemon
ſtration am Sonntag, 25. November 19171 Die drei Genannten
haben die Flugblätter im Betriebe der Firma Gebr. Sack verteilt,

e auf den Arbeitsplätzen niederlegten.
Das ſfergerist hat ſie wegen ſtrafbarer Aufforderung zum

Ungehorſam im Sinne von Z 110 des Strafgeſetzbuchs und wegen
Vergehens gen g 7 des Vereinzgeſehes verurteilt, und zwarP. zu 200 M. und B. und H. zu je 60 M. Geldſtrafe. n die

Berufung der W. t hat die zweite die Geld-ſtrafen auf 600 bzw. je 100 M. erhöht. Nach den Feſtſte ungen des
Landgerichts haben die Angeklagten den Inhalt des Flugblattes
gekannt und gebilligt, alſo vorſätzlich die Aufforderung zum Auf-
zug verteilt, der, wenn auch zeitlich und örtlich nicht beſtimmt, n
einem 1 Aufzug und Umzug einer größeren Anzahlvon Menſchen beſtehen ſollte. Die Genehmigung ehe war nicht

nachgeſucht und auch nicht erteilt. Die Angeklagten wußten dies,
e mußten ſich nach dem Inhalt des Flugblattes auch darüber klar

ein, daß ein t r Je gegen ein behörd-iches Verbot nicht genehmigt werden würde und nicht genehmigtwar. Ob mit dem Aufgug eine politiſche Kundgebung beabſichtigt

war, darauf käme es nicht an, eine ſolche Abſicht ſei auch nicht er
kennbar geweſen, eher das Gegenteil. Gleichgültig ſer es auch, ob
die Auforderung Erfolg hatte und ob die Angeklagten ſelbſt daran
teilnehmen wollten. Zum Strafmaß führte das Landgericht aus,
daß die Angeklagten, wenn ſie auch von auswärtigen unbe
kannten Perſonen angeſti tet waren doch nicht unbe
wußte Handlanger geweſen ſeien. Die öffentliche Ordnung ſei, weil
keine Sicherungen vorgeſehen waren, in hohem Grade gefährdet
geweſen.

Die Reviſion der Angeklagten greift das Urteil in vollem
Umfange an und beantragt ſeine Aufhebung und die Freiſprechung.
Sie geht von politiſchen Erwägungen aus und meint, es liege, nicht
im Staatsintereſſe, bei der jahrelangen Dauer des Krieges und
der damit verbundenen Einſchränkung der Preß- und Verſamm-
lungsfreiheit der Bevölkerung alle Ventile, durch die ſie ihre Mei-
nung zum Ausdruck beingen könne, zu verſchließen. F 110 des
Strafgeſegzbuchs verlange Aufforderung zum Ungehorſam. Nach

g 7 des w. ſeien Aufzüge nicht Ha rverboten, bloß hre Genehmigung ſei notwendig. Mit Strafe
bedroht würden nur die Veranſt alter und Leiter eines nicht

ehmigten Aufzuges, alſo nicht die Teilnehmer. Wenn
her die Angeklagten mit der e ur Teilnahme

am Aufzug au rt haben, ſo hätten ſie nichts Verbotenes ge
ſeien weder Veranſtalter noch Leiter. Jhre Schuld ſei

auch bloß aus den im Flugblatt kräftigen Ausdrücken
tet worden, nicht aus der Aufforderung zur Teilnahme am

mzug.
Das Oberlandesgericht in Dresden hat das Rechts-

mittel koſtenpflichtig ver wor fen. Die Austragung des Flugblatts
ſei Sache der tatſächlichen Feſtſtellungen des Vorderrichters und mit
der Reviſion nicht mehr anfechtbar. Die tatſächlichen Feſtſtellungen
rechtfertigen aber die Verurteilung der Angeklagten. Ein Rechts
irrtum liege infoweit nicht zugrunde. Jm übrigen habe das Ober
landesgericht der Auffaſſung des Reichégerichts im Urteile vom
3. Juni 1910 beizutreten gehabt. Danach ergebe ſich auch aus S 7
des Vereinsgeſetzes, daß die Aufforderung zur Teilnahme nrcht-genehmigter Umzüge zu unterlaſſen iſt und da ſich dieſes Verbot

gegen jedermann richtet, nicht bloß gegen Veranſtalter und
Leiter. Auch die Teilnehmer nicktgenchmigter Umzüge würden
ſich des Ungehorſams ſchuldig machen. Danach habe in der Ver
breitung des Flugblatts mit Recht eine Aufforderung zum Unge-

Ppolitiſche Aeberficht.
Die dritte Leſung der preußiſchen Verfaſſungs

vorlagen.
Zu der am Monta

faſſungsvorlagen ſind

die bereits zur zweiten e geſtellt, aber abgelehnt worden
ſind. wer ört in erſter Linie ein fortſchrittli
auf de ellung des der Vorlage über die
Abgeordnetenhauſe, der bekanntlich das gleiche Wahlrecht vorſieht.

Abgeordneten Lucas und Dr.
liberalen haben ferner ihren Antrag auf Einführun

ltnis in den gemiſ eilen des Oftens, inh n und einigen weſtlichen
niswahl einführen will in allen denjenigen Kreiſen, in denen ſie

nach dem dem Reichstage vorliegenden einrt' werden ſoll. Vom Zentrum liegen bisher die Sicherungs-
an
r taat beziehen, ſowie der Sicherungsantrag auf Dur

Fall, daß das Herrenhaus einer Vorlage des Abgeordnetenhauſes
m Wroeyl t dahin, daß zunächſt eine allgemeir Bera an u ne allgemeiner über alle ſtarkſinder Dann ſoll über

t t erſt Vieh r als ee e r wir es a Weg aß wir
igung v a t ſere Regierungn h v nete Feinde n ſollten deſteh.
Rachdem noch n

er de r Ka den dere ken heeh
e ihn Monteg 2 Uhr. Seite Lheng d W

ngsanträge heraten dann über das VerM 3 r das Geſetz über J.
Erſten Kammer und erſt dann die über das

r. die Wahlen zum Abgeordnetenhaufe, Jm Anſchluß
wird dann die Geſamtabſtimmung über alle drei Gommen. itſt. Entſcheidung über das

e etausgeſchlo u das
liedern der Zenttumsfraktion,

ſich immer noch eine auf dieſem witw. r r gung h loſſen wirdringen, Abgeordneten des

e n e I
e

beginnenden dritten Beratung der Ver
ereits wieder eine große Reihe von An

trägen eingebracht. Es handelt ſich dabei durchweg um Anträge,

r Antrahlen c
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r Ver
nduſtriebezirken wieder ein

ebenſo die Fortſchrittler ihren Antrag, der die Verhält

ſoweit ſie ſich auf das Verhättnis von Kirche und e
ung

r Stimmen in einer vereinigten Sitzung beider Häuſer für den
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ngen den Reichstag als im Sinne des Geſ m

etzes von et e ſich unabhängig vom Kr
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ent eö undbeſſerungsbedürftig derausgeſteh hatien et in den
war die mmungen über den Nachweislenarſi W ind ter die freie Fahrt der Abgeordneten auf den deut

Eiſenbahnen. Die Ausdehnung der Frekſahrtberechtigung auf diet entſpricht einem wiederholt kundgegebenen
4 eichstags.

Gewerkſchaftliches.
14. Generalverſammlung der Bäcker und

Konditoren.
k. r. Leipgig, 10. Mal.

Fünfter Verhandlungstag,
Ueber den Punkt: „Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe unſeres

Gewerbes und unſere Tarifbewegung“ verbreitete fich ausführlich
Verbandsvorſitzender Allmann Hamburg. Die Feſtſetzung der Brot
höchſtpreiſe habe den Erfolg gezeitigt, daß in den ſpäteren Kriegs
jahren Deutſchland das billigſte Broi in allen europäiſchen Staa
ten, ſowohl in den kriegführenden als auch in den neutralen Staa
ten, hatte. Die Mehlmiſcherei und -Manſcherei könne als die
ſchlimmſte Leidenszeit der Bäcker bezeichnet werden, denn es werde

eitweilig nur ungenießbares Zeug auf den Markt gebracht. Diee rordnangen für das Bäckergewerbe hätten ſich geradezu über-

ſtürzt, kein Menſch ſei ſchließlich imſtande geweſen, ſich in dem
Wuſt von Verordnungen noch zurechtzufinden. Es ſeien recht wenigAusſichten vorhanden auf nete Beſſerung der wirtſchaftlichen

Verhältniſſe des Bäckergewerbes nach Kriegsende. Für die Meiſter
habe der Krieg auch manches gute gebracht Mapche Betriebe hätten
Verdienſte erzielt, wie dieſelben in Friedenszeiten nie gekannt
hätten. Mit der Zahl der Bäckereien und der Zahl der darin be
ſchäftigten Arbeiter ſei es während des Krieges rapid bergab ge-
gangen, was Redner an der Hand von Zahlen nachweiſt. Er ſchil
derte dann die Beſtrebungen des Verbands, für die Kollegen Teue-
rungszulagen zu erkämpfen. Was erreicht worden ſei, ſei W
ledeutend. Tarife befanten am Jahresſchluß 1917 293 für
Betriebe mit 20 405 Beſchäftigten. In Bayern waren die Bäcker
innungen und Brotfabrikanten beſtrebt, während des Kriegs von
den Tarifen loszukommen, doch ohne viel Erfolg. Nach dem Krieg
müßten große Kämpfe geführt werden, um neue Tarife zu be-
kommen, die die wähsend des Krieges errungene Lohnhöhe weiter
garantiert. Dringende Aufgabe ſei es dann auch, alles aufzubieten,
um die tägliche Arbei:szeit zu verkürzen, damit der dann herr-
ſchenden Arbeitsloſigkeit etwas Einhalt getan werde. Das An
ſpannen aller Kräfte ſei notwendig. (Zuſtimmung.)

Das Ergebnis der Statutenberatung war, daß der Verbands
tag entſprechend den Vorſchlägen der Statutenderatung die vom
Vorſtand dorgeſchlagene e Beit e von 1.50 M. bei einem
Wochenverdienſt von über 50 M. ſtrich und im übrigen der Vor
ſtandsvorlage bezüglich der Beiträge und Unterſtützungen im weſent
lichen zuſtimmte. Die Beiträge betragen nun:

40 Pf. bei einem Wochenverdienſt dis 18 M.

60 y5 über 18 M. 5 27 r80 e 2 5 4 e2 a I 99 59 7 5 89 42 95
Bei den Unterftütungen wurde r die vorgeſehene

6. Klaſſe (bei einem Beitrag von 1.50 M.) geſtrichen. Die Streik-
und Arbeitsloſenunterſtützung iſt gegen bisher etwas erhöht, die
Krankenunterſtützung bei der Dauer reduziert. Bei der Kranken
unterſtützung wurde der Vorſchlag des Vorſtands, daß die ledigen
Mitglieder nur die Hälfte der vorgeſehenen Unterſtützung erhalten
ſoll, abgelehnt.

Gegen wenige Stimmen beſchloß der Verbandstag die Schaffungeines Beirats. Dieſer beſteht aus einem Vertreter des Ausſchufſes,

je einem Vertreter von 8 Bezirken und je einem. Vertreter der Zahl-
ſtellen mit über 1000 Mitgliedern. Frankfurt a. M. und Nürnberg
ſollen außerdem einen Vertreter erhalten, da ſie vor dem Krieg
nahe an 1000 Mitglieder herangekommen ſind. Die Wahl der Be
zirksvertreter nach den Grundſätzen der Wahlordnung zum
Verbandstag, die Städte, die einen beſonderen Vertreter haben,
ſcheiden dabei aus.

Die Vornahme einer Urabſtimmun
tragserhöhung wurde mit 21 gegen 11 Stimmen abgelchnt, j
beſchloſſen, daß künftig über jede Beitragserhöhung eine e
r vorgenommen werden muß, wenn eine ſolche mit weniger als

4- Mehrheit der Delegierten des Verbandstages beſchloſſen wird.
ie neuen Beiträge treten am 1. Juli 1018, die neuen Unter

ſtützungsſätze am 1. Juli 1918 in Kraft.
Der Verbandstag beſchloß ferner, den Angeſtellten eine weitere

Teuerungszulage von 30 M. ab 1. März zu bewilligen, ſo daß
dieſe nun pro Monat 80 M. keträgt.

Bei der Wahl des Vorſtandes wurde, da der bisherige Vor
ſitzende Allmann entſchieden ablehnte, Diermeier- München als
erſter Vorſitzender und Fitz- Leipzig als zweiter Vorſitzender ge
wählt. Ebenfalls neugewählt wurde als Sekretär Friedrich-Dres
den, die übrigen Vorſtandsmitglieder wurden einſtimmig wieder
gewählt. Almann bleibt internationaler Sekretär und ſoll mit ve-
ſonderen Arbeiten für den Verband beauftragt werden.

Damit waren die Arbeiten des Verbandstages erledigt.

Letzte Nachrichten.
13. Mak. In Zuſammenhang mit der Torpedierung des

amerikaniſchen Dampfers „Chatiakocchee“ (3000 Br. -R.T.) wird mit-

ilt, da die S de burgAmerikar e e henHerkunft, welches torpediert wurde.

Lehte Lokal und Provinsynachrichten.
Halle, 13. Mat 10918.

StadtTheater. Jnfolge Erkrankung des Herrn Förſter wirdabend J Sege des et die
ige aufgeführte „Rofe von Stambul“ ge

über die erfolgte Bei-

ädtiſcher Vahrungs 7

Dienstag an auf Marke 172 des Waren
bezugsſcheins 15 jede Perſon Pfund.
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S tet die rde einer Erhöhung der Ge Metallfedern aus undKurtenzi S u er 483. egengag die Je wieder durch T einer
des rofeſſor worden. Es ſich dabei nicht etwa um

n beſtätigt ruſſiſchen Gouverneurs
Wem dieſe wen ſeder Weg W ſ Chronſoner net le inte Ainer Heinans

3 r rwurden, ſo tauchten ſie doch bekleidete.

Vermiſchtes. e gehDaß die Römer e Aite Ab

dern um eine unverkennbareMittelalter durch die Gänſefedern Koſaken
zunehmende Sozialiſierung bringe es mit ſich, ſeinEinſchränkung der r Platz greift. Heute bieten anger

den Familien nicht mehr wirtſchaftliche Vorteile. Seibſt bei den Bauern

S die Kinder auſgehört, Betriebskapital zu ſein, da ſie des
lzwanges und des Kinderſchutzgeſetzes und infolge der Ei ng
land wirtſchaftlichen Maſchinen als Arbeitskraft an Wert verloren

Aber ſchon der Stillſtand der Bevölkerungszahl iſt eine Lebens
ohung der Nation. Jn normalen Zeiten kann für eine

wit der Sterbeziffer der Deutſchen vor dem Kriege ein gewiſſes Wachs
um nur dann erwartet werden, wenn jedes geſunde lebenstüchtige Paar
in Durchſchuift mindeſtens vier Kinder erzeugt. Um den Geburtenrück
gang zu bekämpfen, wäre eine Aenderung in der Verteilung des natio-
nalen Einkommens notwendig, und Gruber ſtellt nun Leitſätze auf, in
welcher Weiſe dies möglich wäre. Die geſetzlichen Maßnahmen, die zur
Serwertung der ehelichen Fruchtbarkeit der Geſunden und Tüchtigen in
allen Ständen und Kreiſen führen ſollen, müſſen alle Einkommenſtufen
anfaſſen. Jnnerhalb derſelben Einkommenſtufe müſſe ein Ausgleich
der wirtſchaftlichen Lage herbeigeführt werden, insbeſondere durch aus
giebige. Steuerzuſchläge für ledige, kinderloſe und kinderarme Ehepaare,
und ausgiebige Steuernachläſſe für kinderreiche Ehepaare im Verhältnis
zu ihrer Kinderzahl. Verheiratete Offiziere, Beamte und Angeſtellte
müßten je nach der Kinderzahl abgeſtufte Zuſchläge zum Gehalt be
kommen. Ein weiterer Ausgleich könnte auch verſucht werden durch
Gewährung von je nach der Einkommenhöhe ausfallenden Haushaltungs-

oder Erziehungsbeihilfen aus einer beſonderen Familien oder
nderkaſſe, die durch Zwangsbeiträge ſämtlicher Einkommenbezieher

Kerl wird. Eine Beihilfe ſollte erft gewährt werden wenn die
indeſtzahl von zwei Kindern überſchritten iſt und ſoll mindeſtens bis

zum 14. Lebensjahr geleiſtet werden, bei Kindern, die für eine höhere
Ausbildung befähigt erſcheinen, auch über dieſe Grenze hinaus. Ferner
müßte das Vererbungsrecht der Ledigen und der Verheirateten ohne
Nachkommen zugunſten der kinderreichen Verwandien und bei deren
Fehlen zugunſten der ſtädtiſchen Familienfürſorge bzw. der Familien
kaſſen beſchränkt werden. Ein höchſt achtenswerter Anfang zur Ver-
wirklichung des Gedankens der geſetzlichen Einrichtung von Kinder
und Erziehungsbeiträgen ſei der vom Königl. Bayriſchen Verkehrs
miniſterium gefaßte Plan einer Familienkaſſe mit Beitrittszwang für
ſämtliche Beqmte und Angeſtellte des Verkehrsminiſteriums.

dieſes bis dahin als geltenden Schreibwerkzeuges ein.Das Verdienſt, den Großbe

bi e der elegent immer auſ SetMeſſing und Kupferblech hergeſtellt worden ſein ſollen, S jede Spur. u wird es kaum noch geben. Ein in dieeder über die in Jehte un derte m Meſſe t man da ind zu ſein, die in der Waſſerwüſte des e At
ſchen Ozeans, etwa zwiſchen Südafrika und Südamerika,in einer Ode einer „aus Stahl und vergoldeten Feder“ zen don i bewohnt wird. Da ſie uErwähnung, wie ſie indeſſen wohl nur als d in Betracht S Sqi tkam. Erſt 60 oder 70 Jahre ſpäter beginnt die g metalliſcher hen di ahrtslinien geleg r

Bevölkerung Federn ſich zu verallgemeinern. Jn den Jahren 1823/24 trat dann J halten Rinder, e
rtoffeln, wovon ſie ihren Lebensun beſtreiten.

da legentlich eint iffen Mehl,r h d Vieh rennt e
ver eltene te eiauf dem Ozean überwog, deſto r u ein Schiff an dem

1916 eine Na
allen durch die Nachrichten von dem Krieg ſo entzückt geweſen ſein,

l. der Mit dem ſoeben dukrainiſchen Regierung Geſetz, das e och des nerer- h r. r der Gemeinde ſich gleich ſür
beſchieden ſind, feſtlegt, hat die Würde des ine Wiedergeburt m. Fliegende Leichen. Es iſt nichts Ungwöhnliches“, ſchreibt dieerſehen ba e h feſt n den a eingien Kreiſen nocy Daily Chronicle, „daß ſich Flugmaſchinen noch immer in der Luft auf

vor kurzem nicht dachte. Eine ebenſo große Machtvollkommenheit ver halten, nachdem ihre Inſaſſen getötet worden ſind. Ein nders
bürgt der Erlaß dem Oberhaupt des neugebildeten ukrainiſchen Staates,
wie ſie der Koſakenhetmann bis zur Zeit Peters des Gr genoß.
In früheren Zeiten wurde der Ataman, wie die ruſſiſche Bezeichnung für
den polniſchen Ausdruck Hetman lautet, als Oberhaupt und oberſter

über Tod und Leben und übte die höchſte Regierungsgewalt aus, wie
er auch der oberſte Kriegsherr des ſeit ſeinem Beſtehen in ſtetem Kampfe
mit ſeinen Nachbarn lebenden Koſakenheers war. Solange die Koſaken
unter polniſchem Einfluß ſtanden, waren ſie ſo gut wie unabhängig, wenn
ihnen auch die Fahne wie dem Ataman ſein Kommandoſtab und ſein
Siegel ſeitens des Königs Stephan Bathori verliehen worden war. Je
mehr aber das moskowitiſche Rußland erſtarkte, um ſo mehr büßten
ſie an Selbſtherrlichkeit ein. Zwar ließen die Ruſſen den Koſaken ihre
Verfaſſüng, nachdem ſie ſich ihnen 1654 unterworfen hatten; als aber
ihr berühmter Hetman Mazeppa ſich im Jahre 1708 offen gegen Peter
den Großen rte und um Unabhängigkeit zu erlangen, ſich auf die
Seite Karls von Schweden ſchlug, verkürzte der Zar nach der

lich. Lange Zeit wurde ſogar die Hetmanswürde nicht mehr verliehen,
und als ſie dann endlich 1750 an den Grafen Raſumowſtij fiel, bezog

Heerführer der Koſaken vom geſamten Volke gewählt. Er allein gebot

Niederwerfung der Koſaken ihre Rechte und die ihres Hetmans beträcht

merkwürdiges Beiſpiel dieſer Art iſt folgendes: Eine Briſtol Maſchine
mit zwei Fliegern an Bord war bei gutem wetter aufgeſtiegen. Jn
der Höhe von 3500 Metern gerieten die Flieger ins Gefecht einem
deutſchen Albatros. Es kamen noch mehrere engliſche und feindliche
Flugzeuge dazu, und bald ſah man die lmaſchine ſchwanken und
ſich etwas ſenken, ungefähr, als hätten die Flieger die Herrſchaft über

verloren. Jm nächſten Augenblick ſchwebte ſie jedoch wieder ſtetig inr Luft, bis die andern ſie aus dem Geſicht verloren. Am er
ſtürzte die Maſchine etwa 20 Meilen weſtlich von Arras zur Erde.
beiden Jnſaſſen waren tot, und der Benzinbehälter war leer. Ohne
Zweifel waren die beiden unmittelbar nach Beginn des Kampfes erſchoſſen
worden. Das Flugzeug aber ſetzte ſeine Fahrt allein weiter fort. Nach
dem eine größere Strecke zurückgelegt war, wurde die Steuerung durch
irgendeinen unbekannten Anlaß beeinflußt, und die Maſchine beſchrieb
einen Bogen, ſo daß die Geſamtſtrecke, die ſie allein ohne Führer durch
eilt hatte, etwa 160 Meilen betrug. Während der Fahrt ljeß die
Sehnelligkeit allmählig ein wenig nach und das Flugzeug ſenkte ſich,
vermutlich infolge irgendeines geringeren Motorſchadens. Nachden
die beiden Flieger erſchoſſen worden waren, hatte ſich ihr Apparat alſo
noch mehrere Stunden allein in der Luft fortbewegt.

Bekanntmachung.
Bei einem Pferde der Molkerei Merbitz im Grund-

ſtück re timſelder Straße 8 hier iſt Rände feſtgeſtellt
worden.

Halkle, den 10. Mai 1918.
Der Wwertvollste Bundesgenosse

9 Die Polizeiverwaltung.
9 Bekanntmachung. gegen jede Krankheit ist Kalk, der für den Lebensprozeß der unseren Körper bildenden Zellen

Gemäß den von der Provinzialſtelle für Gemüſe so überaus wichtig ist, daß bei mangelnder Kalkzufuhr das Gerüst der Zellkerne, deren wesent-und Obſt feſtgeſetzten Ergeugerpreiſen werden die Groß- licher Bestandteil Kalk ist, sofort in sich zusammenbricht. Leiden die Zellen, leidet der Körper
und Kleinhandelspreiſe (Höchſtpreiſe) für Stachelbeeren und Krankheiten aller Art sind die natürlichen Folgen.
i Mai an vorläufig wie folgt für das Pfund feſt Autoritäten auf dem Gebiete der Ernährungsphysiologie, Aerzte und Gelehrte weisen immer

4 Frrehgerpreis Großhandelspreis Kleinhandelspreis wieder auf er der Kalkzufuhr zur Erhaltung der Gesundheit, Erhöhung der Spanin-
40 Pf. 46 Pf. 65 Pf. kraft und Wiclerstandskraft gegen Er krankungen hin. Dieser wichtige Stoff wird dem Körper auf

d Halle, den 11. Mai 1918. Der Magiſtrat. die natürlichste Weise zugeführt durch den

re erne TRhafer Rafſſefrunfe““Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in v

e 7 8 gaſee r er G ſt g b fü n ß d u dand und dem Geſetze vom 11. 12. 1915, betreffend die sm n e S ehe nd eneralvertrie r Halle un mgegenwird im Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit verordnet: 4Die Abhaltung oder Duldung von Tanzver- Wilh R chf 8 H Im gnügen der ähnlichen den Ernſt ver Zeit widet- e m au l rauer elen, a e d. 3
ſprechenden Luſtbarkeiten auch n icht öffentlicher Art

in fremden zu dieſem Zwecke üb erlaſſenen Räumen Fernruf 5327 und 5828.
dere in Hotels, Gaſtwirtſchaften uſw. iſt Empfehlenswerte Literatur:
Zuwiderhandlungen werden, t die beſtehenden Prof. Dr. Loew: Zur chemischen Physiologie des Kalkes bei Mensch und Tier 2.50 M.

m Geſetze keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Ge Dr. Frank: Die Kalkdiät 1.20fängnis bis zu einem Jahr beſtraft. Sind mildernde i e SonoeeceeceeeUmſtande vorhanden, ſo kann auf Haft oder Geldſtrafe Feckhoff: Kalk für die tierische Ernährung 0.30
t vt. e ar ertannt wernen. Gegen Voreinsendung des Betrages oder gegen Nachnahme zu beziehen durch
t RMagdeburg, den 4. Mai 1918.

n des IV. Armeekorps:9 Sontag,1179] Generalleutnant.
2Bekanntmachung.

t Bekanntmachung vom 31. Januar 1917 (dasT werbe re en baeſend iſt z Wieſen- Verpachtung. d Ktaut-lheater
e „Decadreſſe“ in Ziffer II, 1 jede Angabe zu verſtehen, Der erſte Grasſchnitt wird an dem an der Aue beidie nicht der Name bzw. die Firma des künftigen Arbeit- S Dienstag, 14. Maia iegt Veranl r, hinzu Ammendorf Beeſen gelegenen Wieſenplan an Meiſt 1h i. Es iegt ferner Seranlafung vo bin bietende unter den im Termin bekannt zu gebenden e

Zuwiderhandlungen ziehen die in den J runten e E vom h neeier.Bekanntmachungen angedrohten Strafen nach Ansſchank des belterten München, Kapemeister an nöhren.
u e de Cenren und Pilſener der Brauerei Fr. r. r r x e S rinellvertrete ommandieren t rwachsene 30 Pfennig,Sontag, ienverkehr re Treffpunkt 7 Kinder 20 Pf.Generalleutnant. [1180 damit Freunde und St für Aater er. nen Dauerrarten [1183

Werte Freunde und Gäſte 75 u e ein y arten ſtussn amilie Fr. r. haben Goingkeitl

meiſter und beiter, we in Betrieben der
Heeresverwaltung, bei Gasanſtalten, Elektrizitäts
werken, Ber

weiſen auf:
a) die Bekanntmachung vom 12. 2. 17, wonach jede Bedingungen am

Anwerbung von Arbeitskräften für das Opera-
tio biet oder Etappengebiet ohne ſchriftliche

boten ib) die Seikunimachung vom 8. 12. 17, wonach es ver

boten iſt, Angeſtellte, Arbeiter, einſchließlich Werk hierdurch

Freitag, 24. Mai 1918, nachmittags 3 Uhr
Genehmigung des Generalquartiermeiſters ver im Gaſthof zur Halleſchen Quelle in Ammendorf Beeſen

verkauft werden.
Zur Abgabe von Angeboten werden Jntereſſenten

Halle, 10. Mai 1918.

eleg. die Autteege, Die berwaltung der Gas und Waſſerwerke.

[1182

eingeladen.

Heeresverwaltung n oder unmittelbar
oder mittelbar Heeresbedarf herſtellen durch Werbe-
tätigkeit jeder Art zum Aufgeben oder Wechſel
der Arbeitsſtelle zu veranlaſſen.

„Schmelzers Höhe

ganze Schlafzimmer, einzelne Möde

besonders Solas, Rleiderschränke,

Jetzt sehr große Auswahl.
Auf Wunseh Ratenxahlungen.

Möbel -Ausstaftungs-Gesehäft [945
Halle, Gr. Virichetr. 58, II,, III. Et.

Totentanz 4

Drama von Strindberg,
Mittwoch. Tanunhäuſer.

s

Dienstag, 14. Mat

Kur-RKonzert

die Inernahoaniſtit und der ürieg

mee en en e re Eduard Graf, Halle reHallSolksſtimme Halle
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Halle und Saalkreis.
Halle, 13. Mai 1918.

Induſtriegebiet HalleMerſeburg?
Wie wir bereits am Sonnabend bei unſeren Mitteilungen

Gber die neugegründete Ueberlandbahn A.G. hervorhoben, ver
dienen die damit verbundenen Abſichten nicht nur die größte Auf
merkſamkeit der hauptbeteiligten Stadt Merſeburg ſelbſt, ſondern
auch die aller umliegenden Städte, vor allem aber die von Halle.
Denn was ſich damit entwickelt, iſt nichts anderes als das Be
ſtreben, ein neues großes Induſtriegebiet mit Merſeburg als
trum zu ſchaffen; und das iſt mindeſtens von großem Einfluß a
das Jnduſtrieleben mit Halle als Mittelpunkt, das bisher no
einen gewaltigen Vorſprung vor dem Merſeburger Gebiet hatte,
nun aber womöglich zur Seite gedrückt werden könnte, wenn es
dabei nicht auch ſeine Intereſſen wahrt. Wie das am beſten ge
ſchehen kann, vielleicht durch eine Aufſchließung, die beide Städte
gleichmäßig in das ſo entſtehende große Gebiet einbezieht, darüber
wird noch zu reden ſein. Aber auf die Bedeutung dieſer ganzen
Sache gerade für Halle möchten wir heute ſchon mit allem Nach
druck hinweiſen, wozu nachſtehende Ausführungen des Landes
hauptmanns zur Bekräftigung mitgeteilt ſeien, die dieſer bei der
Begründung der Vorlage vor dem Provinzialausſchuß gemacht hat.

7

Der Landeshauptmann behandelte in jener Sitzung
zunächſt

die jetzigen Verkehrsverhältniſſe,
und führte dabei folgendes aus:

Jnnerhalb der letzten 10 Jahre hat ſich in der Nähe von
Merfeburg, im Geiſeltale, infolge des Abfſchluſſes der dort liegen
den Braunkohle in Krzem Umfange Montaninduſtrie
niedergelaſſen. Eine Reihe größerer Braunkohlenbergwerke ver
bunden mit Brikettfabriken ſind dort entſtanden, und die Möglich
keit, billiges Brennmaterial zu beſchaffen, hat ferner veranlaßt,

auch andere Jnduſtrien ſich im Geiſeltal und Umgegend an
geſiedelt haben. Jm Zuſammenhang hiermit iſt eine große Zahl
von Angeſtellten und Arbeitern in dieſe Gegend und nach Merſe
burg ſe gezogen worden. Während des Krieges iſt die JndurialiſreLang dieſer Gegend noch weiter
vorgeſchritten. Jnsbeſondere ſind in letzter Zeit die Leuna
werke, ein Stickſtoffwerk in Kayna, das Werk Kurſachſen in Lütz
kendorf und eine Reihe anderer hinzugetreten. Die Beſtrebungen,
die Induſtrie von unſeren Grenzgebieten im Weſten nach Mittel
deutſchland in die Nähe der Braunkohle zu verlegen, ſind wohl
noch nicht abgeſchloſſen, und es iſt mit Sicherheit zu erwarten, daß

erregen d e Wegen r nnte mungen ſich in dieſer end anſiedeln un wir
noch in größerem Umfange geſchehen, wenn erſt der Mittellandkanal vis zur Elbe durchgeführt und Elbe und Saale für Maſſen

J ſchiffbar gemacht ſind.
Die Anſiedlung dieſer neuen und ſchnell wachſenden a

nun Verkehrsbedürfniſſe, welchen de die vornen nicht gerecht werden können. Schon jetzt bereitet die Unter
bringung der in kurzer Zeit hierher ogenen ArbeitermengenSchwierigkeiten Die Wohnungsverhältniſſe haben ſich außer
ordentlich verſchlechtert und werden nach dem Kriege, wenn die
jetzt beſchäftigten Kriegsgefangenen gegen einheimiſche Arbeiter
und die vorübergehend hier Beſchäftigten gegen ſolche, die ſich an
ſäffig machen, ausgetauſcht werden, zweifellos noch ſchlechter. Es
wird dann das Bedürfnis nach dem Bau von Wohnungen groß und
die Möglichkeit, ſolche zu beſchaffen, erſchwert, wenn nicht für aus
reichende Verkehrsverbin n Sorge getragen iſt.

Jm Geiſeltal beſtand bisher allein die Staatsbahn von
Merſeburg nach Mücheln und Querfurt die aber als eingleiſige
Bahn bei ihrem ſtarken Güterverkehr den ſtändig wachſenden Per
ä nur ſchlecht bewältigen konnte. Jm Jahre 1912 wurde

shalb auf Anregung der Montaninduſtrie unter Führung der
Allgemeinen Elektrizitäts Geſellſchaft r Berlin die Merſeburger

zu Merſeburg gegründet, welche
eine elektriſche Ueberlandbahn von Merſebur nach
Mücheln gebaut hat. Jnfolge der Kriegsverhältniſſe konnte
dieſe Bahn aber erſt im Januar 1918 in Betrieb genommen wer
den. Außerdem beſteht ſeit einer Reihe von Jahren die von der
Allgemeinen Elektrizitäts Geſellſchaft gebaute und betriebene elekt
riſche Straßenbahn von Merſeburg 22 Halke.

Dieſe Bahnen tragen zwar ſchon pr rleichterung des Ver
kehrs bei, aber leiden an dem Mangel, ſie untereinander keine
Verbindung haben und eigentlich nur die Hauptplätze, wo Ar

Handel und Wandel.
83] Von F. W. Hadkländer,.

„Burbus!“ ſagte ſie und nahm eine Priſe aus der gräf
kichen Doſe; „Burbus!“ wiederholte ſie und ſchob die Brille
des alten Generals in die Höhe, wie ſie immer zu tun pflegte,
wenn ſie nachdachte. „Mama,“ ſagte die Tante, „erinnern
Sie ſich? Burbus, ſo hieß der alte Müller, von dem Vetker
Lamprecht die Mühle kaufte.“ „Ganz recht,“ ſagte die
Großmutter nachdenkend; „ich habe ihn mit meinem Mann

ig oft beſucht. „jiawohl, die Mühle gehörte auch zulegte e wohl der Burbus ſen.“ „Gewiß!“
ich, „er hat mir einmal erzählt, ſein Vater ſei Müſler ge

weſen.“ erinnere ich mich,“ fuhr die Großmutter
fort, „damals einen kleinen pausbackigen
haben, der vor der Tür ſpielte.“ „Ja, Großmutter,“ ſagte
ich, „das wird er wohl geweſen ſein.“ „Und jetzt geht es ihm
ſo ſeufzte die Schmiedin dazwiſchen. Das arme,

arme r r r rief retwas ärgerlich, e nicht wieder an zu lamentieren!
Was Kind! Das An jetzt drei r her.“ Die Schmiedin

fühlend g en!
17.

Verlklobung und Edekmut. t
Im Reißmehlſchen Hauſe war auf die geſtrige furchibare

s Maul

ch wieder

ſeiner gangen Glorie. Das Strohdachähnliche fe

nnd A

gen geſehen zu

die s Herz un ieg mit einem Blicke ſtill,i e Warum hat mich der liebe Herrgott ſo zart

J n gegen den Bruder Luft gemacht

Eeiter gebraucht werden, untereinander verbinden, aber neue
Wohngegenden nur wenig oder gar nicht aufſchließen. Angeſichtsder ſtarken induſtriellen Entwicklung in der Umgegend von Nerſe-
burg und angeſichts der Tatſache, daß dieſe Entwickelung bei weitem
noch nicht abgeſchloſſen iſt, kam der Landrat des Kreiſes Merſeburg
zu der Anficht, daß man einerſeits ſich auf dieſe Bahnen einen
ſolchen Einfluß. verſchaffen müßte, daß ſie nicht lediglich
privatwirtſchaftlichen, ſondern nach gemeinwirtſchaftlichen Grund
ſätzen betrieben werden, und daß Ware die vorhandenen elek-
triſchen Bahnen den Verkehrsbedürfniſſen aus gebaut und
neue Linien in Angriff genommen werden. Es würde hier
durch erreicht, daß Arbeiter in großer Entfernung von ihren Arbeits-
pläten wohnen können und daß die Ueberlandbahnen bei einheit
licher Leitung leiſtungsfähiger werden. Auf ſeine Anregung hin
hat die Provingialverwaltung die Bearbeitung Leſer Fragen über
nommen.

7

nach verbreitete ſich der Landeshauptmann ausführ-
über

das neue Verkehrsprojekt,
durch das alledem abgeholfen werden ſoll. Er ſagte:

Unter Berückſichtigung der bisherigen und nach ſorgfältigſter
Unterſuchung der zu erwartenden Entwicklung iſt ein Plan aufge
ſtellt worden, in welcher Weiſe ein Ueberlandbahnnetz in und um

Merſeburg ausgebaut werden müßte, um den in Zukunft zu er
wartenden Erforderniſſen Rechnung zu tragen. Abgeſehen von der
Verbindung der Merſeburg Müchelner Bahn mit der Halle Merſe
burger dürfte in erſter Linie notwendig werden, eine Straßenbahn
von Roßbach über Kayna nach Merſeburg 955 Kilo
meter lang, von Merſeburg nach Dürrenberg etwa
8 Kilometer lang und von Ammendorf nach Schkeuditz
etwa 19 Kilomefer, ferner die Verlegung eines zweiten Gleiſes
zwiſchen Merſeburg und Ammendorf zu bauen, in zweiter Linie
eine Verbindung von Ammendorf nach Schafſtädt über
Lauchſtedt, eine Verlängerung von Dürrenberg nach
Lützen und ſchließlich die Verlängerung der Strecke Merſe
burg Roßbach nach Weißenfels in Ausſicht L nehmen.
Bei dieſem ganzen Syſtem iſt, wenn es einen größeren Verkehr be
friedigend bewältigen z unbedingte Vorausſetzung, daß es in
einer Hand vereinigt iſt und einheitlich betrieben wird. Der erſte
Ausbau umfaßt ein Netz von etwa 68 Kilometer Ueberlandbahnen

wird einen Koſtengufwand von etwa 10 Millionen Mark er
ordern.

Bei dieſen Unterſuchungen ergab ſich, daß die beſtehendenBahnen, gewiſſermaßen die Stammgregen, durch den Ausbau des

ganzen Netzes einen erheblichen Verkehrszuwachs zu erwarten haben,
der ihre Rentabilität ſtark ſteigern wird. Der Gedanke, den Bau
der Seitenlinien, deren Rentabilität in der erſten Zeit fraglich ſein
kann, in die Hand zu nehmen und die Stammſtrecken den jetzigen
Eigentümern zu laſſen, wurde deshalb aufgegeben, der Privat
induſtrie aber allein den Ausbau der notwendigen neuen Linien zu
überlaſſen, iſt bei den entgegengeſetzten Anſchauungen zwiſchen den
Unternehmern und den Kommunalverbänden nicht tunlich und wird,
wie die jahrelangen Verhandlungen bei der Ueberlandbahn von
Merſeburg nach Mücheln gezeigt haben, zu einem befriedigenden Er
gebnis
Die im und Betrieb don Straßenbahnen über reiche Er
fahrungen verfügende Privatinduſtrie, in unſerm Falle die Allge
meine Elektrigzitätsgeſellſchaft, bei der Durchführung der Ueber
landbahnpläne ganz auszuſchalten, ſchien andrerſeits ebenſo untun
lich. Vielmehr wird eine Löſung für zweckmäßig gehalten, unter
Beibehaltung der privat wirtſchaftlichen Form
und unter angemeſſener Beteiligung der A. E.G.
an dem Unternehmen, deren Erfahrungen im Bau und Betrieb und
geſchäftliche Gewandheit nutzbar zu machen, die Kommunalverbände
aber durch den Beſitz der überwiegenden Majorität in die Lage zu
verſetzen, den allgemeinen Intereſſen in ausreichendem Maße Gel-
tung zu verſchaffen.

Den unmittelbaren Anlaß, auf Grund der angeſtellten Unter
ſuchungen Verhandlungen mit den beſtehenden Unternehmungen
anzuknüpfen, gab nun die Abſicht der Leunawerke, unabhängig
von den beſtehenden Bahnen eine eigene Straßenbahn von
Merſeburg nach Leuna zu bauen. Zu den vorhandenen ber-
den ſelbſtändigen Bahnen wäre noch eine dritte getreten, und die für
zweckmäßig gehaltene Zuſammenfaffung aller Bahnen zu einem
Unternehmen bei Ausführung dieſes Planes nur noch erſchwert
worden. Die Bahn von Merſeburg nach Leuna iſt ferner die erſte
Teilſtrecke der vom Kreiſe Merſeburg für wünſchenswert gehaltenen
Bahn Merſeburg--Dürrenberg.

Es wurde deshalb feſtgeſtellt, ob es nicht möglich ſei, ſich an
den vorhandenen Unternehmungen in größerem Umfange zu be
teiligen, um Einfluß auf ſie zu gewinnen, und damit den einheit

lich

Nacht verloren gegangenen Pantoffeln ihre eigenen Haus
ſchuhe hergegeben, die, warm und dicht, Füße und Herz des
unſchuldig Mißhandelten aufs ſanfteſte erwärmten. Gegen
Mittag aber kam ihm eine Nachricht zu, die ihn wieder
bedeutend aufregte, da ſie mit den Ereigniſſen der ver
floſſenen Nacht offenbar im engſten Zuſammenhang ſtand.
Eine Magd aus dem Nachbarhauſe, die in den Laden kam,
erzählte ihm, am Morgen ſei Doktor Burbus auf die Polizei
gerufen worden, habe ſich aber mit Krankheit entſchuldigt;
als nun nach Verfluß einer Stunde der Polizeikommiſſär
ſelbſt ſich eingefunden, um ſich von der Wahrheit des Vor
gebens zu überzeugen, ſei der Doktor verſchwunden geweſen,
und eben jetzt befinden ſich Gerichtsſchreiber und Urkunds-
perſonen drüben in ſeinem Zimmer, um die Pfändung ſeiner
Habe vorzmehmen, welches Geſchäft ſchnell beendigt ſein
werde. Philipp faltete die Hände, als er dies vernahm, und
ſein erſter Gedanke war, daß doch auch bei der Juſtiz Ge
rechtigkeit zu finden ſei, und ſeine zweite Regung war Mit
leid mit dem, der ſich oft ſo ſchwer an ihm verſündigt.

Der Prinzipal, den der Gang auf die Polizei aus dem
gewöhnlichen Geleiſe ſeiner Geſchäfte gebracht, war heute
morgen, ſtatt um ſieben, erſt um elf Uhr nach einer langen
Unterredung mit Jungfer Barbara in den Garten gegangen,
und erſchien offenbar ſehr zerſtreut. Seit zwanzig Jahren
vergaß er zum erſtenmal ſeine Taſchenuhr nach dem alten

Gnomon zu richten, nahm auf der gewöhnlichen Stelle keine
Priſe, betrachtete den großen Birnbaum neben der Sonnen

uhr kaum mit einem flüchtigen Blick und beklatſchte keinen
der jungen Obſtbäume mit der flachen Hand. Und an dieſer
ganzen Aenderung ſeines Weſens war nicht mein Austritt
aus dem Hauſe ſchuld, auch nicht die Einkerkerung des
unſchuldigen Philipp, ſondern die Unterredung mit ſeiner
Schweſter, der Jungfer Barbara, die ihrem überſtrömenden

und ihm erklärt
tte, Philipp liebe ſie und da auch ihre Gefühle mit dieſer

zarten Neigung harmonierten, ſo ſei ſie entſchloſſen, ſeinenBewerbungen Gebvr zu geben und als ſeine Ehehälfte mit

n
er l ins

olksſtimme
Ta on den T. Na Wx.

lichen Ausbau und Betrieb des ganzen Nehzes ſicherſtellen zu
können. Die Verhandlungen ſind mit der A. E.-G. gefühet, di
Eigentümerin der Halle--Merſeburger Straßenbahn iſt und
50 Proz. der Aktien der Merſeburger Ueberlandbahnen A.G. beſitzt.
Die A. E.G. hat ſich bereit erklärt und vertraglich verpflichtet,
weit ſie an den Unternehmungen beteiligt iſt und ihr Einfluß be

nach den Mitbeteiligten reicht, die Pläne des Provingialverbandes auſ
Zuſammenfaſſung der Straßenbahnunternehmungen zu unterſtützen
und zu fördern.

J S 3:F. 72. r3
Die neuen e werden von Montag, den 13. Mai

an in den zuſtändigen Brotmarkenſtellen an den gleichen n wie die
Brotmarken Die Lebensmittelſcheine der III. Ausgabe
behalten ſolange Gültigkeit, bis ſie für kraftlos erklärt werden, und ſind
daher ſorgfältig aufzubewahren; beſonders wird darauf hingewieſen, daß
die alten ine für die zur Zeit noch nicht abgeſchloſſenen Verteilungen
von Eiern und Morgentrank ſolange in Geltung bleiben, bis alle Haus
haltungen berückſichtigt ſind. Die bisherigen Vorſchriften über den Ver-
kehr mit Lebensmittelſcheinen für Händler und Verbraucher bleiben un
verändert, ſoweit ſich nicht aus dem Inhalt der Scheine elbſt Aende-
rungen ergeben. Die Inhaber der Lebensmittelſcheine dürfen auf dieſe
niemals ſelbſt Eintragungen machen, insbeſondere dürfen die Rubriken
betr. Kundenliſten (Seite 3 der Scheine) vorläufig keinesfalls aus-
efüllt werden. Ueber die Ausfüllung dieſer Rubriken werden bePondere Bekanntmachungen ergehen. Die auf der Vorderfeite der neuen

Lebensmittelſcheine abgedruckten Vorſchriften über die An und Ab
meldungen von Haushaltangehörigen ſind genau zu beachten und aus
zuführen.

Zur Frage der Fl rgu Die in einzelnen Provinzeund V erfolgte täeee ker Fleiſchration iſt, wie zur Er-
gänzung unſerer entſprechenden Notiz vom Sonnabend mitgetcilt ſei,
nicht auf allgemeine Anordnung des Kriegsernährungsamtes zurück
en das für das laufende Wirtſchaftsjahr eine Herabſetzung der

ation auf 250 Gramm nicht beabſichtigt. Die von einzelnen Kom
munalverbänden und zum Beiſpiel in Berlin, Hamburg,
Frankfurt a. M. ſowie im Königreich Bayern getroffenen Maßnahmen
haben darin ihren Grund, daß die betreffenden Stellen das ihnen ge
lieferte Vieh, das ſich im Augenblick des Uebergangs von der Stall
zur Weidefütterung wie ſtets in beſonders ſchlechtem Zuſtande befindet
und vielfach kaum mehr als Haut und Knochen hat, erſt einmal 5 eigen
Rechnung auf die Weide ſchickt. Eine Geſchr für die Fleiſchverſorgung
liegt nicht vor. Die Gerüchte von einer bevorſtehenden Heranziehung
von Pferdefleiſch zur Fleiſchverſorgung ſind völlig unbegründet.

Weilherzige Anwendung der Bedörfnisfrage bei Kriegeunler
ſtützungen! In einem ſoeben ergangenen Erlaſſe des Miniſters de
Innern wird u. a. zu der Frage Stellung n unter welchen
Vorausſetzungen Familienunterſtützung zu gewähren iſt. Der gegebenen
Anregung, beſtimmte Grundſätze darüber aufzuſtellen, wie g er
Anträgen kriegsgetrauter Ehefrauen zu verfahren iſt, kann
nicht entſprochen werden. Denn einmal hängt die rege der Gewährung
oder Ablehnung der Familienunterſtütz auch bei Kriegsgetrauten in
erſter Linie von der Feſtſtellung der Bedürftigkeit ab, deren Prüfung
den Lieferungsverbänden allein überlaſſen bleiben muß. Dann aber
liegen die Verhältniſſe a u verſchiedenartig, um für ihre Behandlung

r e gu te c zu De iniſter r tranlaſſung, darauf hinzuweiſen, auf zu et ril e nzel Fälle beruhende oder Entziehung der

Fa an Angehörjge von z ermeiden iſt. J e wi derBeſitz geringen e bietet an ſich keinen Anlaß, d den
verſagen oder zu entziehen. In ſolchen Fällen ſind lediglich die

nſen bei der Beurteilung der Bedürftigkeit zu berückſichtigen. Eine
ortzahlung der Familienunterſtützung an Witwen und Waiſen

iſt, abgeſehen von den Fällen, in denen Familienunterſtützung nach einem
im Felde befindlichen Sohn der Witwe gewährt werden kann, ſowohl
neben der Kriegsverſorgung als auch neben der allgemeinen Verſorgung
nur im Rahmen des Geſetzes vom 30. September 1015 zuläſſig. Da
egen hebt die Bewilligung des Kriegselterngeldes den An-
pruch auf Weiterzahlung der Familienunterſtützung im Falle der Be
dürftigkeit nicht auf, weil es nach dem Geſetz vom 17. Mai 1917 nur
gewährt werden kann. Wenn ein zur Arbeit Entlaſſener ſtirbt, ſo tritt
nicht die Gewährung von Ausgleichunterſtützung ein. Bei letzteren
handelt es ſich nicht um eine durch das Familienu ngsgeſetz be
ſtimmte, ſondern um eine freiwillige Leiſtung des Reiches, die aus Billig
keitsrückſichten zugeſtanden iſt und Zeren Erweiterung nicht ohne zwin
genden Grund erfolgen kann.

e

r r erläßt die Ortskohlenſtelle eine Erklärung, in der e
heißt: Zunächſt iſt der Bürgerſchaft mitzuteilen, daß der Handwerker-
meiſter-Verein es nicht für nötig gehalten hat, ſich entweder mündlich bei
der Ortskohlenſtelle zu unterrichten oder doch zum mindeſten die von
der Ortskohlenſtelle erlaſſene Bekanntmachung vom 12. April d. J. ar
anzuſehen. In dieſer Bekanntmachung iſt im S 27 geſagt, daß für

Dies überlegte Herr Reißmehl, während er im Garten
auf und ab lief. Die Sache beſchäftigte ſeinen Geiſt ge
waltig. Der ſonſt ſo reinliche Mann achtete der Waſſer
pfützen im Garten nicht, ſondern trabte unverdroſſen durch
die Wege, ſo daß ſeine weißen Strümpfe und ſchwarzen
kurzen eBinkleider bald ſo beſpritzt ausfahen, als wäre er
Kurier geritten. Wenn ihm auch Philipp als Schwager
nicht ſonderlich behagen mochte, ſo bedachte er dagegen, daß
ſeine Schweſter die Hälfte des Vermögens anſprechen könne,
und daß er bei einer Trennung vielleicht nicht ſo bald wieder
einen Gehilfen fände wie Philipp. Dieſe Gründe ſtimmten
am Ende Herrn Reißmehl zugunſten ſeines Ladendieners:
jedoch fragte er zuvor noch das Schickſal um Rat, indem
er eine Reihe junger Obſtbäume, deren Anzahl er nicht
auswendig wußte, mit: ſoll ich oder nicht? durchzählte, und
als ihm der letzte dieſer Bäume, leider ein mißratener, halb
vertrockneter junger Apfelbaum, ein beiſtimmendes Ja zu
flüſterte, war Herr Reißmehl entſchloſſen und ging in das
Haus zurück, um ſeine Schweſter aufzufuchen.

Dieſe war im erſten Stock beſchäftigt, hatte die Fenſter
öffnen laſſen und putzte mit einem ſeidenen Tuch die alten
wurmſtichigen Möbel ab. Ein Dutzend Stühle und einige
Tiſche waren ſchon geſäubert, und jetzt kam die Reihe an
ein rieſiges Bett mit gedrehten Säulen, welche zierliche
Amoretten trugen, die auf ihren Händen den aus vo ge

itzten Betthimmel hielten. Nach allem, was an dieſen
orgen das Herz der keuſchen Jungfrau bewegt, konnte ſie

den Anblick dieſes Möbels nicht ertragen und ſchlüpfte mit
einem Seufzer ins Nebenzimmer, wo ſie alsbald eifrigſt in
ihrem Geſchäft fortfuhr und einen Kupferſtich reinigte, auf
dem Adam und Eva zu ſehen waren. Sehr vertieft in
dieſe Arbeit, hörte ſie nicht, daß die Tür ſich hinter ihr
öffnete, durch welche der Herr Reißmehl, Philipp an der
Hand führend, eintrat. Erſt als der ſo ſanft
wie möglich „Liebe Schweſter ſagte, fuhr Barbaxa erſchrocken
herum und ihr Geſicht übe ſich mit einer liebli Röte.

fand ſich in großer Verlegenheit; mit der rechtenihm fortzuziehen, wenn der Bruder auf dieſe Eröffnung hin
cht igt ſei, ſeinen früheren Gehilfen als Kompagnone zu nehmen.

Auch Philipp, der wohl wußte, was jetzt kommen be

er durch ſein fahles blondes Haar und kratzte mit
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Gewerbe etwa des früheren Verbrauchs in Ausſicht geſtellt wird.
Daß die Bezugsſcheine für Gewerbe nach wie vor bei Bedarf au
werden, darüber hätten die vielen Hunderte von Gewerdetrei
denen Scheine bereits ausgeſtellt ſind, Auskunft geben können.
viele Gewerbetreibende ihre Arbeitsgeräte oder Arbeitsräume mit der
zugeteilten Haushaltungskohle beheiſen müſſen, iſt micht zutreffend.
Wenn es alſo am 7 des e heißt, „man ſollte aber mit der
a ungen nicht unnötige Beunruhigung und u indie tragen“, ſo muß dieſer Vorwurf in erſter e denen
gemacht werden, die falſche Behauptungen ohne Bedenken in die Zei
tungen bringen, ſtatt ſich vorher die Mühe zu nehmen, ſich genauere
Auskünfte an zuſtändiger Stelle zu holen.“

Die Wohnungszählung, die in der Zeit vom 12. bis 31. Mai
durch Hausliſten ſtattfinden ſoll, wird eine ſehr eingehende Aufnahme
der Wohnungsverhältniſſe bringen. Nach einer Bekanntmachung des
Reichskanzlers muß die Hausliſte Angaben enthalten über die Lage der
Wohnung, das Stockwerk, den Namen des Wohnungsinhabers (Haus-
haltungsvorſtandes). Leerſtehende und anderweit benutzte Wohnungen
ſind als ſolche zu bezeichnen, auch ift anzugeben, ſeit wann ſie leer
ſtehen oder anderweit benutzt werden. Ferner ſind anzugeben die Zahl
der Wohnräume (heizbare und nicht heizbare Zimmer und Kammern),
und ob eine Küche vorhanden iſt: der Jahresmietpreis der Wohnung,
falls ſich der Mietpreis auf die Wohnung und zugehörigen Gewerberaum bezieht, die Art des Gewerberaums, (ob doben ontor, Werk

ſtatt uſw.); ſchließlich die Zahl ſämtlicher Bewohner, und ob in der
Wohnung außer der Eheſrau oder der Haushaltführenden eine ver
heiratete oder verwitwete Frau ſich aufhält, die zur Zeit keine eigene
Wohnung hat, und nach dem Krieg mit ihrem Ehemann oder ihren
Kindern oder allein eine beſondere Wohnung beziehen wird.

Die Hoafipflicht des Unternehmers für geſtohlene Sachen ſeiner
Arbeiter. Sehr erheblich mehren ſich die Fälle, daß ein krauriges
Zeichen unſerer Zeit den Arbeitern in den Werksräumen die Klei
dungsſtücke geſtohlen werden. Sehr häufig erhebt ſich deshalb die
Frage, ob der Arbeitgeber verpflichtet iſt, für ſolche Verluſte Schaden-
erſatz zu leiſten. Jm allgemeinen trägt er nun eine ſolche Haftung
nicht, ſondern nur, wenn ihm irgendwelche Schuld oder Fahrläſſigkeit
dabei nachgewieſen werden kann. Das wird aber meiſt der Fall ſein.
Der Arbeitgeber iſt verpflichtet, Gelegenheit zum Unterbringen von
Kleidungsſtücken uſw. zu beſchaffen und die Einrichtungen auch ſo zu
treffen, daß Diebſtähle nicht möglich ſind. Andernfalls liegt ein Verſtoß
gegen die im Verkehr erforderliche Sorgfalt vor, zu deren Beobachtung
der Arbeitgeber nach S 276 des Bürgerlichen Geſetzbuches verpflichtet iſt.
Der Arbeiter kann nicht ſelbſt Maßnahmen zum Schutze ſeiner Sachen
treffen, er iſt auf die vom Arbeitgeber getroffenen Einrichtungen ange
wieſen. Auf zweckentſprechende Maßregeln muß insbeſondere der Jn-
haber eines größeren Betriebes bedacht ſein, da in dieſem die Dieb-
ſtahlsgefahr beſonders groß iſt. Auf dieſen Standpunkt ſtellte ſich auch
das Gewerbegericht Spandau in einem Urteil vom 18. Februar 1918.
Es hielt eine Kleiderablage, die während des Schichtwechſels längere
Zeit offen ſtand und bei der die Wächter nicht darauf achten konnten, ob
jeder nur ſeine eigenen Sachen nahm, für keine ausreichende Maßregel
gegen Diebſtähle. Es verurteilte deshalb die betreffende Firma zum
Erſatz der einem Arbeiter dort entwendeten Kleidungsſtücke. Es ſind
zahlreiche Möglichkeiten denkbar ſo heißt es in der ründung,
wie die Kleider der Arbeiter wirkſam geſchützt werden können. Es
kann für jeden Mann oder für zwei bis drei Perſonen ein Schrank
vorhanden ſein, es kann wie bei den Theatern die Ueberbringung der
Sochen gegen Marken erfolgen, es können die Gegenſtände durch unten
mit einem Vorlegeſchloß verbundene Kette geſichert werden, wie es in
der Univerſität Berlin geſchieht uſw. Die Koſten dürfe ein Unter
nehmer nicht ſcheuen, ſelbſt wenn er mehrere Tauſend Arbeiter be-
ſchäftigen ſollte.

Ueber den Eiſenbahnverkehr zu Ppagren gibt die Halleſche Eiſen
bahndirektion bekannt: Lokomotiven und Wagen werden für Heeres-
zwecke und zur Heranſchaffung von Lebensmitteln dringend gebraucht.
Sonderzüge für den Pfingſtverkehr werden nicht gefahren mit Zurück-

n c len r n der Bingt rn Rtrotz dieſer Aufforderung währe er Pfingſtzeit durch unnötige Reiſenein größerer Verkehr aufkommen, als er den ehrten Bente
mitteln bewältigt werden kann, muß der Fahrkartenwerkauf ei
werden. Alle nicht unbedingt nötigen Reiſen müſſen unterbleiben.

Der Sommerſahrplan der Skaafseiſenbahn, der am 15. Mai in
Kraft tritt, wird dahin eingeſchränkt, daß die jetzt nicht verkehrenden
Züge auch vom 15. Mai an zunächſt nicht wieder fahren. Nur die
Schnellzüge D 105/D 106 Kaſſel--Halle--Sagan und D 189 190
zwiſchen Leipzig und Eilenburg verkehren vom 15. Mai an wieder.
Näheres ergeben die Bekanntmachungen auf den Stationen.

Jugendliche vor Gericht. Der jugendliche Arbeiter Karl Fr. und
ſeine Mutter, Frau Helene Fr. in Nietleben, waren vor der Strafkammer
des Diebſtahls und der Hehlerei beſchuldigt. Karl Fr. hatte aus einer
Rocktaſche 60 M. geſtohlen und außerdem zehn neue Zementſäcke aus
einer Zementfabrik entwendet. Die Zementſäcke brachte er ſeiner
Mutter, die ſie verwenden wollte und teilweiſe auch verwendet hat. Karl
Fr. wurde zu einem Monat, die Mutter zu zwei Wochen Gefängnis
verurteilt. Der Schüler Artur S. und der Handelsſchüler Otto B.
entfernten an einem Bootshauſe die Krampe und eigneten ſich eine
Flaſche mit etwas Petroleum, eine Laterne, vier Schnapsgläſer, eine
Gartenſchere und ein Stück Gummi an. Die noch nicht beſtraften ge
ſtändigen Angeklagten wurden unter Zubilligung mildernder Umſtände
und mit Rückſicht auf ihre Jugend und den nur geringen Wert der ge-ſtohlenen Gegenſtände wegen gemeinſchaftlichen Diebſtahls zu einer de

fängnisſtrafe von je 1 Woche verurteilt.
Von der Strafkammer wird berichtek: Die Arbeiterin Frau

Anna Funke geb. Werner war vor ihrer Verheiratung bei einem Gärt-
nereibeſitzer in Stellung, von dem ſie eines Tages 40 Mark erhielt, um
Einkäufe zu machen. Sie erledigte jedoch den Auftrag ihres Arbeit-
gebers nicht und behielt das Geld für ſich. Jm Juli 1917 trat ſie bei
einem Konditor unter falſchem Namen an; der Köchin des Konditors
ſtahl ſie 18 Mark bares Geld. Jm Auguſt 1917 wohnte ſie bei einer
Frau B. zur Miete und benutzte dieſe Gelegenheit zu Diebſtählen,
Am 20. Auguſt 1917 war ſie bei einem Gutsbeſitzer R. in Stellung,
ließ ſich hier von der Dienſtmagd die Schlüſſel zur Mädchenkammer
geben und verübte darauf wieder Diebſtähle. Die geſtohlenen Sachen
lind jedoch wieder zurückgegeben worden. Bei einer Stellenvermittlerin,
die auf kurze Zeit ihr Zimmer verließ, hat ſie ein fremdes Dienſtbuch
geſtohlen, iſt mit dem Buche dann zur Stellenvermittlerin Schm. ge
gangen und hat durch deren Vermittlung eine Stelle bei einem Gutsbeſitzer
erhalten; das erhaltene Mietgeld (3 M.) hat ſie für ſich behalten, die
Stelle aber überhaupt nicht angetreten. Die geſtohlenen Gegenſtände
ſind zahlreich geweſen; es fielen ihr in die Hände ein Ledertäſchchen mit
3 M., ein Handtuch, Anſichtspoſtkarten, ein Lederetui, 2 Paar Kamel-
haarſchuhe, eine Bluſe, ein Bettuch, Kiſſenbezüge, Damenſchuhe, ein
Korſett, eine Waſchbluſe und anderes mehr. Das Gericht billigte der
im weſentlichen geſtändigen Angeklagten noch einmal mildernde Um-
ſtände zu und erkannte wegen Diebſtahls im ſtrafſchärfenden Rückfalle,
Betrugs und Unterſchlagung auf eine Geſamtſtrafe von einem Jahre
ſechs Monaten Gefängnis, ſowie auf Verluſt der bürgerlichen Ehren-
rechte auf die Dauer von fünf Jahren; auch wurde bei der Höhe der
Strafe ſofortige Verhaftung beſchloenen. Die Verurteilte erklärte auf
Befragen, die Strafe annehmen zu wollen.

Zheater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadtt Der Spielplan dieſer Woche bringt: Heute Montag

„Das Dreimäderlhaus“, Dienstag „Totentanz“, Mittwoch „Tannhäuſer“,
Donnerstag zum erſtenmal „Der Probekandidat“, Freitag „Die Roſe
von Stambul“, Sonnabend „Der fliegende Holländer“.

Aus der Provinz.
Bekämpfung von Ungeziefer.

Von der Kriegswirtſchaftsſtelle für den Stadtkreis
Halle wird folgendes bekannt gemacht:

Schon im Vorjahre ſind in unſerer Provinz Erkrankungs-
und Todesfälle unter dem Weidevieh vorgekommen, die durch die
Stiche der Krfieballmücke hervorgerufen wurden. Da wir

auch in dieſem Jahre mit dem Wiederauftreten dieſes dem Weide-

S e n r L rm es unbedingt geboten, daß die lichkeit, gegenzu ſchüten, auch in den Kreiſen je
gegeben wird, in welchen ein Auftreten der Mücke bisher nicht feſt
geſtellt worden iſt. Die Landwirtſchaftliche Wochenſchrift für die
Proving Sachſen in
ausarbeiten laſſen, das von dem Bakteriologiſchen Inſtitut der

Landtwirtſchaftskammer in Halle, r in rgewünſchten Anzahl begogen werden kann. Der des 2
blatts ſteht noch. Baldige Beſtellung erſcheint daher angebracht.

Die Bekämpfung des Drahtwurms macht unter den
gegenwärtigen Verhältniſſen Schwierigkeiten, weil aus Mangel an
Düngemitteln die ſonſt als Gegenmittel empfohlene Kopfdüngung
mit 134 Zir. Kainit und 6 Ztr. Chileſalpeter pro Morgen aus
fällt. Da auch das Auslegen von Kartoffelſtücken als Köder kaum
in Frage kommen wird, empfiehlt es ſich, kleine Kleebündel, die
durch Schweinfurter Grün (Uraniagrün) vergiftet ſind, überall
auf dem Felde zu verteilen, wobei ſje einige Zentimeter in die
Erde eingegraben und durch Stäbchen markiert werden. Die den
jungen Getreideſaaten außerordentlich gefährlichen Drahtwürmer
werden dadurch von dem Getreide abgelenkt und vergiftet. Will
man kein Vergiften der Köder anwenden, ſo iſt es nötig, ſie von Zeit
zu Zeit zu revidieren und die Drahtwürmer aufzuleſen und un
ſchädlich zu machen.

Den Erdflöhen, deren Auftreten aus einzelnen Gemüſe
pflanzungen berichtet wird, wird die gegenwärtig regneriſche Witte
rung vorausſichtlich gründlich Abbruch tun. Erſcheinen ſie bei
Wiedereiniritt trocknen und ſonnigen Wetters von neuem, ſo hilft
neben häufigen Begießen der Pflanzen eine Beſtaubung der be
fallenen Kulturen mit Kalkſtaub oder mit feinſtem weißen Sand,
dem man etwas Karbolineum zugeſetzt hat.

Den Rapsglanzkäfer bekämpft man durch öfters wie-
derholte Beſprengungen mit Uraniagrünbrühe. Doch muß die
Beſpritzung ſo ausgeführt werden, daß die Spritztröpfchen eine
jede Pflanze einmal von der einen Seite, dann von der anderen
Seite treffen. Der Arbeiter muß alſo jeden Spritzgang doppelt
ausführen, indem er einmal oben, das andremal unten am Feld
beginnt.

Ein Merkblakt über die Herſtellung und Anwendung der
Schweinfüurter (Urania)-brühe kann zum Preiſe von 10 Pf. das
Stück von der Verſuchsſtation für Pflanzenkrankheiten der Land-
wirtſchaftskammer in Halle, Karlſtraße 10, bezogen werden.

M Anmeldung von Einmachezucker. Jnnächſter eit on Einmachezucker zur un gelangen, und zwar

auf den Kopf der Bevölkerung einige Pfund. Die genaue Feſtſetzung
der Mengen W Zeit noch nicht möglich. An Stelle des Ei
zuckers kann Kunſthonig bezogen werden. Vom Bezug des Einmache-
zuckers oder Kunſthonigs ſind ausgeſchloſſen: nicht in Selbſtbeköſtigung
ſtehende Militärperſonen, Kriegsgefangene, Zuckerrübenanbauer mit ihren
Wirtſchaftsangehörigen. Die Zuteilung des Einmachezuckers oder Kunſt
honigs erfolgt auf Nr. 100 des Lebensmittelheftes. Die Abgabe des
Bezugsſcheines hat Montag den 13. und Dienstag, den 14. Mai in den
Verkaufsſtellen zu erfolgen. Die Bezugsſcheine für n ſind
Wage Durchſtreichung mit Blauſtift von den Kaufleuten kenntlich zu
machen.

Ausfuhrverbot. Die Ausfuhr von Heu aus dem Kreiſe
Merſeburg iſt infolge e des Landrats verboten. Ausnahmen

mit Genehmigung des Landrats nur dann zuläſſig, wenn auf den
orgen Anbaufläche mindeſtens 134 Zentner Heu ſichergeſtellt ſind.

Naumburg. r r r Der BergarbeiterWilhelm Schönburg aus Lützen war vor der Strafk

genaſcht und in der Stube herumgeſchüttet hatte, mit dem Geſicht auf die
heiße Ofenplatte gedrückt, wodurch dieſer dauernd inſolge der Brand
wunden entſtellt worden iſt. Entgegen ſeines früheren Eingeſtändniſſes
der Tat behauptete er jetzt, daß die Verbrennung beim Ueberlegen
über das Knie W entſtanden ſei. Das wurde ihm nicht ge
glaubt, aber berü ichtigt daß er ſeit ſeiner Rückkehr aus dem Feldo
leicht erregbar iſt. Unter Verſagen mildernder Umſtände wurde auf
4 Monate Gefängnis erkannt, wovon 2 Monate für die Unterfuchungs
haft angerechnet worden ſind. Beantragt waren 9 Monate Gefängnis.

Zeit. Hilfe für Kriegshinterbliebene verſpricht der
Kreisausſchuß durch folgende Bekanntmachung: Wenn wir auch nach
Lage der geſetzlichen Beſtimmungen nicht in der Lage ſind, grundfätzlich
die Kriegshinterbliebenen allgemein in gleicher Weiſe wie die Krieger
rauen zu bedenken, ſo werden wir doch, wie es auch ſchon in vielen
ällen geſchehen, auf Antrag im Falle der Bedürftigkeit für die

a r 7 eintreten und ihnen in allen ihren Verhälkniſſen
mit Rat und Tat helfend zur Seite ſtehen. Wir können den Krieger
witwen nur immer wieder anheim geben, ihre Anliegen bei unſerem
Schriftführer, Herrn Oberſtadtſekretär Bernſtein, anzubringen. Wenn
und ſoweit wir n helfen können auch für die Erziehung und das
Fortkommen der Kinder wird diesſeits alles geſchehen.

Beſchlagnahmtes Diebesgut. Von der Kriminal-
polizei ſind vier Korbflaſchen mit gutem Maſchinenöl, die anſcheinend
von einem Diebſtahl herrühren, beſchlagnahmt worden.

Die Wäſchediebſtähle, von denen wir vor einiger Zeit
berichteten, ſind jetzt von der Naumburger Strafkammer abgeurteilt
worden. Angeklagt war die Ehefrau Marie Pyuhr von hier. e hatte
als Angeſtellte der Wach- und Schließgeſellſchaft in einem Grundfſtück,
in das ſie durch Ueberſteigen einer Mauer gelangt war, die Wäſche und
Klammern von zwei Wäſcheleinen geſtohlen, die einen Wert von an
nähernd 300 M. hatten. Beim Dr. Rodewald will ſie das Waſchhaus
offen gefunden haben. Hier hatte ſie die zum Waſchen bereitgeſtellte
ſchmutzige Wäſche geſtohlen, die einen Wert von 3300 M. beſaß. Es
iſt ihr alles, bis auf eine Jacke, wieder abgenommen worden. Jhre
Strafe wegen ſchweren Diebſtahls wurde auf 1 Jahr 2 Monate Gefängnis
bemeſſen. Drei Zeitzer Frauen hatten in Großgörſchen das Hartmann
ſche Gehöft unverſchloſſen gefunden, hatten den Kaninchenſtall erbr
und 9 Kaninchen ſowie 3 Gänſe geſtohlen. Die Witwe P. Matthäus
erhielt 6 Monate, Frau Alwine Babeliowski und Anna Schneidenbach
je 4 Monate Gefängnis.

Zeitz. Berg arbeiter vor Gericht. Wegen gemeinſchaft
licher ſchweren Diebſtahls hatten ſich vor der Strafkammer in
Naumburg drei Bergarbeiter zu verantworten. Sie hatten geſtohlen:
in Streckau dem Rektor Schirrmacher 9 Hühner und 9 Kaninchen,
dem Bergarbeiter Knauth 3 Gänſe und 3 Kaninchen; in Gaumnitz
dem Gaſtwirt Grimme jeder 80 Pfund Weizen; in Streckau dem
Gutsbeſitzer Hempel 3 Flaſchen Wein, 1 Zentner Kartoffeln, dem
Ziegelmeiſter Günſchel 4 Kaninchen; in Luckenaun dem
Böttcher 12 Hühner und 1 Hahn; in Holſteitz dem Landwirt Zimmer
mann 20 Hühner und ſeinen Dienſtboten 3 Paar Schuhe in Gaum
nitz dem Bäckermeiſter Röhler 8 Brote und 20 Pfund Mehl. Wegen
Beteiligung an 9 ſolcher Diebſtähle wurde Grnſt Mock aus Reu
zu 1 Jahr 9 Monaten, Ernſt Burghold aus Streckau wegen 8 Fä
zu 1 Jahr 6 Monaten, und Artur Plöthner aus Streckau wegen
4 Fällen zu 9 Monaten Gefängnis verurteilt. Die Bergarbeiter
Robert Harwig aus Wildſchütz und Albert Penndorf aus Zembſchen

Gohe geh c zum e ſtehenden W eniebſtahls dur inſteigen ig r n. H. muß wegen
Fundunterſchlagung von Drahtgittern 20 M. Strafe zahlen, Penn
dorf, der zwei Fenſterflügel entwendet hatte, aber Dieb im Rüd
falle iſt, erhielt 1 Jahr 2 Wochen Gefängnis.

Bitterfeld. Reichliche Gierablieferung. Der Kreis-
ausſchuß gibt bekannt: Auch im Monat April hat eine große An
zahl Gemeinden nicht nur die ihnen auferlegte Zahl Eier voll
aufgebracht, ſondern noch eine erhebliche Zahl darüber hinaus. Jn
gleicher iſe wie im vorigen, haben wir auch in dieſem Monat

t o Sohnes enegt wen vorngeſchränkt der eines r die i den

den Kopf ihrer
den er legeer Gemeinden wieder je ein halbes Pfund Zucker auf

Bevölkerung zugewieſen.

ſchon weitgehend bekannt

lle hat ein Merkblatt über die Kriebelmücke

en Hühnerhalter, die ihrer Ablieferungespflichtſind lediglich diejeni
nicht oder t voll n. Die entſprechende A ucker
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en Eier aufzubringen ſind. Wenn
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ein lter im ganzen 30 Eier für je ein n aufzubringen hat, ſo ſind von ihm hrerwon 9 Stück im Mona abzu

Bitterfelb. Zur Milchabgabe. folge geringerer Zu
edere wird die den Kindern und

i e nicht immer i iſchmilch gegebem n mr e Vier p te voll undſt
rmilch überwieſen worden. darf nur auf Milchkarte

abgegeben werden. An Minderbemittelte iſt in der Regel Friſchmilch
u verabfolgen, während die teuere kondenſierte Lilch in der Hauptſche an die bung lege r r abzugeben iſt. 1 Büchſe

i h m ſtet 2.90 M., 1 Büchſe kondenſierte Mager-
m 7

Wittenberg. Freigabe der Lutherhalle. Jnfoklge der
warmen Witterung ſind die am 31. Oktober 1917 eröffneten neuen
Sammlungen im Refektorium der Lutherhalle nun auch der öffent-
lichen Beſichtigung zugänglich geworden. Das Fehlen jeder Heizungs-möglichkeit der gehen Räume, das dadurch mitbedingte Fehlen des

Auffichtsperſonals verbot ſie im Winter. Jetzt iſt ſie wenigſtens für
Nachmittage der Sonn und Wochentage (ausgenommen Frei-

ags) ermög Die hier ſich bietenden Auslagen an Drucken und
Bildern der Reformationszeit haben ihresgleichen auf deutſchem
Boden nicht. Hier erſtenmal iſt der Verſuch gemacht, nicht nur
An der Reformation, ſondern vor allem die Geſchichte der
geiſtigen Kultur der Reformationszeit an der e der zeitge-
nöſſiſchen Drucke vor Augen zu ſtellen. Und es iſt nicht guviel geſagt: gerade ſo gewinnt jene Zeit ein ganz andres lebendiges Aus-

ehen. Viel wwirkungsvoller als das beſte Buch, als der intereſſanteſte
ortrag, überführt das eigene Auge von dem quellenden Leben

jener Jahrzehnte, von der Mannigfaltigkeit der obwaltenden geiſtigen
Jntereſſen, von dem lebendigen Mitleben der Nation an allem, was
auf kirchlichem und ſtaatlichem Gebiet in wechſelſeitigem Sichbe-
dingen geſchah.

Wittenberg. Ermittelter Holzdieb. Dem Zimmer-
meiſter Wilh. Dietze waren von ſeinem Lagerplatz an der Kur
fürſtenſtraße 7 fortgeſetzt Hölger geſtohlen worden. Jn der Nacht
um Donnerstag wurde nun von den in chen Wächtern ein

nun bemerkt, der mehrere Stücke Nutzholz über den Umfriedi-
gungszaun hob und zum Fortſchaffen bereit ſtellte. Es gelang je-
doch nicht, den Täter feſtzunehmen. Daraufhin wurde am andern
Morgen der Kreispolizeihund losgelaſfen. Dieſer verfolgte eine
Spur nach dem Hauſe des u 14 wohnenden Fähr-
manns Karl Pitz, der ohnehin tm Verdacht ſtand, von dort Holz ge
ſtohlen zu haben. Bei einer r die Poligei vorgenommene Durch
ſuchung wurde denn auch der Verdacht beſtätigt und eine Anzahl
v er, die Diede als ſein Eigentum erkannte, vorgefunden und
beſchlagnahmt. Da zu befürchten war, daß die Sache verdunkelt
rn könnte, wurde P. feſtgenommen und dem Amtsgericht zu
geführt.

Sangerhauſen. Der Kreisſchulinſpektor gibt bekannt
Es beſteht vielfach die irrige Anſicht, daß, wenn Schulkinder während
der Schulgzeit zu land wirtſchaftlichen uſw. Notſtandsarbeiten ge
braucht werden, es genüge, bloß der Schule hiervon Anzeige zumachen, oder gar, daß der Gemeindevorſteher das Recht habe, ohne

weiteres Kinder für jene Arbeit zu beſtimmen. Demgegenüber mache
ich darauf aufmerkſam, daß es nach allen hierzu ergangenen mini-
ſteriellen Verordnungen zur freiung auch zwecks obenge
nannten Arbeiten bedingungslos des (mündlichen oder ſchriftlichen)
Urlaubsgeſuchs bedarf, für 1 Tag beim Klaſſenlehrer, bis zu einer
Woche beim Ei Erſten oder Hauptlehrer, bis zu 4 Wochen
beim Ortsſchulinſpektor oder Rektor. Fernbleiben von Schulkindern
vom Unterricht auf bloße Anzeige hin, oder gar ohne eine Erlaubnis,
alſo ohne erteilten Urlaub, gilt als unentſchuldigte Schulverſäumnis
und iſt ſtrafbar.

S u S glü 32 Lange 27 e e derin der hiefigen n Ziegelei tätig war, zog ſich einen Unter-elſerkre zu. Er fand im hieſigen Krankenhauſe,

Hamſter. Auf dem hiefigen Bahnhofe wurde eine Frau
aus Leipzig angehalten, die 134 Eier und 2 Stück Butter in
Martinsrieth gehamſtert hatte, Die Waren wurden ihr abgenommen
und Anzeige erſtattet.

Soziales.
Wohnungsnot und Wohnunggsbeſchaffung

in deutſchen Städten.
Der Deutſche Städtetag nimmt ſich der Wohnungsfürſorge an

und ift bemüht, dem Bedürfnis nach Kleinwohnungen rechtzeitig zu
begegnen. Auf ein ergangenes Rundſchreiben ſind jetzt eine Anet Rückäußerungen erfolgt, aus denen erfſichtlich iſt, daß eine Reihe

von Städten z. B. Gera, Eiſenach, Reichenbach, Plauen i. V.eine eigentliche Veohnungsnot nicht befürchten oder mindeſtens die

Zeit für verfrüht halten, mit dieſer Art ſozialer Fürſorge jetzt
n nachhaltig einzuſetzen. Andere Städte ſind peſſimiſtiſcher in

ieſer Hinſicht und wollen die gemeinnützige Bautätigkeit in weiteft
gehendem Maße fördern. Die Stadt Vonn a. Rh. gedenkt die
nötigen Bauſtoffe zu einer vegeren Baudätigkeit durch eigene Fabri-
kation zu liefern oder durch Abſchluß von Lieferungsverträgen zu
verbilligen. Die Stadt Köln a. Rh. will Darlehen zu Umbauten
beſtehender Dachgeſ Werkſtätten und Lagerräumen und zur
Teilung größerer Wo Gotha, Erurt und Hofi. B. gedenken peiswertes Gelände zu Kriegerſiedelungen zur Verügung zu ſtellen und ſie durch niedrige Straßenbaukoſter zu fördern.

hrend die Stadt Lüneburg 140 Kleinwohnungen in halbländ-
lichen Eigenheimen ert will, plant Roſtock, durch einen Groß-
unternehmer 90 Grun mit rund 700 Kleinwohnungen her-
ſteelln zu laſſen. Trier will eine alte Kaſerne zu Kleinwohnungen
umbauen laſſen und dadurch r hteß einer etwaigen Wohnungs

not vorbeugen. Stendal i. d. Altwark gedenkt, zur Förderung des
Kleinwohnungsbaues ſowie zur Beſchaffung der nötigen Wirtſchafts
einrichtungen für junge Ehedaare ein Darlehen bis zu einer halben
Nillion aufzunehmen. Die Stadt Leipzig will vorläufig diePolizeivorſchriften wegen Bewohner der Vachwohnungen mildern

und größere Wohnungen durch Teilung in kleine umwandeln. Jm
übrigen ſteht die Stadt dem Siedelungsweſen ſowie den gemein
nützigen Baugeſellſchaften ſympathiſch gegenüber. Eine weſentliche

erung können ſie aber erſt erfahren, wenn Bauſtoffe und
rbeits r vorhanden ſind und die jetzigen Bauver-
bote aufgehoben ſind. 8

Eingegangene Schriften.
Von der Reuen Jeil iſt ſoeben das 6. vom 2. Band des

36. dem peh des es heben wir hervor: tikantſche litik. Von Meerfeld. en Wede
kind. Von Edgar r. Die Stellung der Gewerkſchaſten zum
Lehrli en einſt und jetzt. Von A. Knoll, Mitglied der General

Unfälle. Von S. Prüll.
Vom 77 iſt ſoeben die 10. des S pr.m ihrem Inhalt erwähnen e eiträge:Lider me E des Exzaren. Wohnungsnot. Gre

n. lverkauf. Aus derE. Kolb f. Mit
hn Se e e enilt dieſer Nummer heben wir hervor: Das Frau recht in allerBegegung. Gedicht von M. Ba S und

arbeiten? Von Kuri ime e inter
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